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Einleitung. 


Die  Maßnahmen  gegenüber  der  Arbeitslosigkeit 
im  allgemeinen. 

Wenn  man  lieute  von  Arbeitslosigkeit  scHechtliin ,  von  Arbeits- 
losenstatistik, Arbeitslosenversicherung,  Arbeitslosenunterstützung  spricht, 
so  versteht  man  darunter  eine  bestimmte  Art  der  Arbeitslosigkeit,  näm- 
lich diejenige  Arbeitslosigkeit,  bei  welcher  jemand,  der  sonst  als  Arbeit- 
nehmer erwerbstätig  ist,  unverschuldet  und  unfreiwillig  erwerbslos  ge- 
worden ist  und  trotz  Arbeitsfähigkeit  und  Arbeitswilligkeit  eine  ange- 
messene, neue  Beschäftigung  noch  nicht  gefunden  hat  und  zur  Zeit 
nicht  finden  kann.  Normalerweise  wird  nun  stets  ein  gewisser  Prozent- 
satz der  Arbeitnehmer  ohne  Beschäftigung  sein.  Die  Arbeitslosigkeit 
kann  aber  auch  als  Massenerscheinung  auftreten,  und  zwar  tritt  sie  als 
solche  vor  allem  infolge  der  Ungunst  der  Konjunkturen  und  in  den 
Saisongewerben  als  Konjunkturen-  bezw.  Saisonarbeitslosigkeit  auf.  Die 
Gefahr  der  wirtschaftlichen  Depressionen  ist  aber  in  unserer  Zeit  ge- 
wachsen, denn  große  Krisen  sind  erst  dann  möglich,  wenn  die  Produktion 
für  den  Weltmarkt  und  für  unbekannte  Käufer  vorherrscht.  Ferner  ist 
auch  die  Gefahr  der  Arbeitslosigkeit  im  Baugewerbe  gegen  früher  ge- 
stiegen. Infolge  der  Entwicklung  der  Großstädte  ist  die  Bautätigkeit 
gewaltig  gesteigert;  es  ist  deshalb  eine  große  Zahl  von  Bauhandwerkern 
und  -arbeitern  nötig,  welche  dann  in  strengen  Wintern  die  Zahl  der 
Arbeitslosen  entsprechend  vermehren.  Zwar  ist  es  jetzt  infolge  der 
Fortschritte  der  Technik  möglich,  auch  bei  größerer  Kälte  Bauarbeiten, 
namentlich  im  Innern  der  Gebäude,  auszuführen,  aber  das  Baugewerbe 
muß  trotzdem  jährlich  mit  einer  längeren  oder  kürzeren  Arbeitslosigkeit 
rechnen,  und  die  Bauhandwerker  und  vor  allem  die  ungelernten  Bau- 
arbeiter sind  es,  welche  im  Winter  stets  das  Hauptkontingent  der 
Arbeitslosen  stellen.  Diese  Tatsache  hat  auch  das  Kaiserliche  Statistische 
Amt  auf  Grund  sämtlicher  Arbeitslosenstatistiken  festgestellt:  Keine 
wirtschaftliche  Krisis  bringt  ein  Gewerbe  in  annähernd  gleichem  Maße 
zum  vorübergehenden  Stillstand  wie  klimatische  Einflüsse  diejenigen 
Gewerbe,  die  von  der  Witterung  völlig  abhängig  sind.  Es  stimmt  da- 
mit auch  überein,  daß  gerade  die  überwiegende  Menge  der  Beschäftigungs- 
losen im  Winter  in  den  Städten  sich  stets  aus  dem  Baugew^erbe  rekrutiert. 
Neben   dieser  Wetter- Arbeitslosigkeit   der   genannten   vier  Gewerbe"- 
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LandwirtscliaEfc,  Binnenscliiffalirb,  Bange Arerb3,  Ziegeleien)  „tritt  sowohl 
dem  Umfange  wie  der  Intensität  nach  im  ganzen  die  Konjunkturen - 
Arbeitslosigkeit  weit  zariick,  natürlich  in  den  einzelnen  Berufen  ganz 
verschieden."^) 

/  Falls   die   Arbeitslosigkeit   nur    vorübergehend   und    als  Einzel- 

erscheinung auftritt,  hat  zunächst  zur  Abwehr  der  Folgen  die  eigene 
Vorsorge  und  die  Selbsthilfe,  d.  h.  vor  allem  private  Spartätigkeit  und 
Unterstützung  durch  Berufsgenossen,  einzutreten.  Tritt  dagegen  die 
Arbeitslosigkeit  als  Massenerscheinung  auf  und  reichen  die  privaten 
Mittel  nicht  aus,  so  liegt  ein  Eingreifen  im  Interesse  des  Staites  und 
der  Gremeinden. 

Es  soll  nun  im  folgenden  eine  Ubersicht  über  die  Maßnahmen, 
welche  der  Arbeitslosigkeit  gegenüber  überhaupt  möglich  sind,  gegeben 
werden. 

Früher  sprach  man  fast  allgemein  von  „Mitteln  zur  Bekämpfung 
der  Arbeitslosigkeit^^  und  rechnete  dazu  sämtliche  Maßnahmen;  auch 
diejenigen,  welche  den  Eintritt  einer  Arbeitslosigkeit  verhüten,  und  die- 
jenigen, welche  den  wirtschaftlichen  Folgen  der  Arbeitslosigkeit,  ent- 
gegenwirken sollen.  In  der  Literatur  ist  zuerst  von  Jastro w  '^)  auf  eine 
scharfe  Scheidung  dieser  Begriffe  hingewiesen  worden.  Auch  die  er- 
wähnte Denkschrift  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes  hält  diese  ver- 
schiedenen Maßnahmen  genau  auseinander. 

Die  Maßnahmen  lassen  sich  in  drei  G-ruppen  zusammenfassen,, 
nämlich 

1.  in  vorbeugende  (präventive), 

2.  bekämpfende  (repressive)  und 

3.  fürsorgende. 

Eür  die  erste  Grruppe  kommt  vor  allem  in  Betracht  die  Regelung 
der  Produktion,  die  -  Organisation  der  Industrie  (Kartelle),  Wirtschafts- 
politik eines  Landes,  die  Regelung  der  Arbeitszeit  und  andere  Vor- 
kehrungen, welche  geeignet  sind,  zu  einem  gleichmäßigen  Grang  der 
Volkswirtschaft  beizutragen.  Ferner  ist  zu  nennen  die  zeitliche  Dis- 
position der  Arbeiten.  Durch  Verlegung  der  Arbeiten,  bei  denen  dies 
möglich  ist,  in  die  arbeitsarme  Zeit,  also  namentlich  die  Wintermonate,. 
kann  ein  Auftreten  größerer  Arbeitslosigkeit  vermieden  werden.  Vor 
allem  haben  hier  die  Stadtverwaltungen  voranzugehen,  aber  auch  von 
privater  Seite  kann  viel  geschehen.  Zeigt  sich  bereits  ein  empfindlicher 
Arbeitsmangel,  so  können  durch  Abschaffung  der  Uberstunden,  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  und  Einführung  von  Feierschichten  viele  Ar- 
beiter vor  Entlassung  bewahrt  bleiben.  Endlich  ist  noch  hervorzuheben 

1)  „Die  bestehenden  Einrichtungen  zur  Versicherung  gegen  die  Folgen  der 
Arbeitslosigkeit  im  Ausland  u.  im  Dtsch.  Heich."  Bearbeitet  im  Kaiserl.  Stat.  Amt.. 
1906.  Teill.  S.  442. 

^)  Jastrow:  „Sozialpolitik  und  Verwaltungs Wissenschaft".  I.  S.  247. 
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die  Hebung  der  Volkssclmlbildung  und  die  Förderung  des  Fortbildungs- 
schulwesens und  des  Lelirlingswesens. 

Mittel  zur  direkten  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  sind  nur 
Arbeitsvermittlung  und  Arbeitsschaffung,  d.  h.  Schaffen  neuer  Arbeits- 
gelegenheit durch  Staat,  Gemeinden  und  Private. 

Die  Fürsorgemaßnahmen  endlich  sollen  den  Folgen  einer  bereits 
eingetretenen  Arbeitslosigkeit  entgegenwirken.  Die  Denkschrift  ^)  rechnet 
hierher  nur  die  Maßnahmen,  „welche  den  Arbeitslosen  vor  den  wirtschaft- 
lichen Folgen  seiner  Arbeitslosigkeit,  der  Verschlechterung  seiner  Lebens- 
haltung, dem  Herabsinken  in  die  Armenpflege,  vor  Obdachlosigkeit  und 
Bettelei  bewahren",  und  faßt  sie  zusammen  als  „Arbeitlosenunterstützung 
und  Arbeitslosenversicherung."  Sie  nimmt  also  ausdrücklich  ein  Ein- 
greifen der  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  aus,  es  soll  vielmehr  gerade 
durch  diese  Maßnahmen  ein  Herabsinken  in  die  Armenpflege  verhindert 
werden.  Früher  identifizierte  man  dagegen  fast  allgemein  Arbeitslosig- 
keit mit  Brotlosigkeit  und  nahm  erst  ein  Eingreifen  zu  Grünsten  des 
Arbeitslosen  als  erforderlich  an,  wenn  er  völlig  mittellos  war.  Infolge- 
dessen bezeichnete  man  auch  die  Unterstützung  der  Arbeitslosen  durch 
die  Armenpflege  als  Maßnahme  gegen  die  Arbeitslosigkeit  und  bis  vor 
kurzer  Zeit  war  es  ja  auch  tatsächlich  und  ist  es  meist  heute  noch  die 
einzige  Fürsorge,  die  die  Gemeindeverwaltungen  den  Arbeitslosen  zu 
teil  werden  lassen.  Auch  in  den  Bereich  der  vorliegenden  Abhandlung 
ist  die  Darstellung  der  Armenpflege,  soweit  sie  sich  mit  den  Arbeits- 
losen beschäftigt,  gezogen  worden,  weil  einerseits  sich  daraus  wertvolles 
statistisches  Material  ergibt  und  andererseits  auch  noch  lange  Zeit  die 
Armenpflege  den  Arbeitslosen  wie  bisher  ihre  besondere  Aufmerksamkeit 
zuzuwenden  haben  wird. 

Bis  in  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  war  nun  die  Ansicht 
fast  allgemein  verbreitet,  daß  Staat  und  Gemeinden  von  einer  bestehen- 
den Arbeitslosigkeit  überhaupt  nicht  Kenntnis  zu  nehmen  hätten,  ja 
daß  Arbeitslosigkeit  nicht  einmal  Grund  zum  Empfang  von  Armen- 
unterstützung sei,  da  man  überzeugt  war,  daß,  wer  arbeiten  wolle,  auch 
Arbeit  fände.  Erst  allmählich  wandten  die  Kommunen  ihre  Fürsorge 
den  Arbeitslosen  zu,  nicht  zuletzt  durch  die  schlimmen  Folgen  der 
Arbeitslosigkeit,  nämlich  Gewöhnung  an  Müßiggang,  Arbeitsscheu  und 
Verbrechen,  veranlaßt.  In  dem  letzten  Jahrzehnt  hat  sich  auch  die 
Wissenschaft  eingehend  mit  der  Arbeitslosenfrage  beschäftigt,  und  eine 
umfassende  Literatur  ist  darüber  erschienen.  Aber  trotz  aller  theoreti- 
schen Erörterungen  sind  nennenswerte  praktische  Erfolge  nicht  erzielt, 
und  nach  wie  vor  bleibt  die  Arbeitslosigkeit  und  besonders  die  Arbeits- 
losenversicherung eins  der  schwierigsten  und  umstrittensten  Probleme. 


1)  Denkschrift  I.  Seite  6. 

2)  Z.  B.  Georg  Adler  im  Handwörterbuch  der  Staats wissensch.  nnd  Wörterbuch 
der  Volkswirtsch.  (1906)  Artikel  „Arbeitslosigkeit". 

1* 
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Auch,  im  deutsclien  Reichstage  hat  man  sich  mit  dieser  Frage  be- 
faßt.   Am  31.  Januar  1902  bracMen  die  Abgeordneten  Pachnicke,  Hitze, 
Bassermann  und  Hoesicke  folgende  Resolution  ein: 
Der  Reichstag  wolle  beschließen: 

„Den  Herrn  Reicliskanzler  zu  ersuchen,  eine  aus  Vertretern 
der  verbündeten  Regierungen,  aus  Mitgliedern  des  Reichstags 
und  sonstigen  auf  diesem  Gebiet  erfahrenen  Männern  be- 
stellende Kommission  zu  bilden,  welche  die  bisher  seitens  der 
Berufsvereine,  einzelner  Unternehmer  und  Gremeinden  gegen 
die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  getroffenen  Yersicherungs- 
einrichtungen  zu  prüfen  und  Vorschläge  über  eine  zweck- 
mäßige Ausgestaltung  dieses  Zweiges  der  Versiclierung  zu 
machen  hat." 

Diese  Resolution  wurde  angenommen,  und  der  Bundesrat  beschloß 
darauf  in  seiner  Sitzung  am  30.  Oktober  1902 : 

„Den  Reichskanzler  zu  ersucben,  das  Kaiserliche  Statistische 
Amt  feststellen  zu  lassen ,  welche  Einrichtungen  bezüglich  der 
Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  bisher 
getroffen  und  welche  Ergebnisse  dadurch  erzielt  worden  sind, 
bierdurch.  aber  diese  Resolution  für  erledigt  zu  erklären." 
In  dem  daraufliin  ergangenen  Erlaß  des  Reichskanzlers  (Reicbsamt  des 
Innern)  unter  dem  20.  Nov.  1902  wurde  darauf  bingewiesen,  daß  die  Er- 
hebungen, welche   gemäß   der  Resolution   anzustellen  seien,  auch  die 
gegenwärtige  Lage  der  organisierten  gemeinnützigen  Arbeitsvermittlung 
innerhalb  des  Deutschen  Reiches  zu  umfassen  habe. 

Nachdem  bereits  Ende  1905  eine  Untersuchung  über  „die  Regelung 
der  Notstands  arbeiten  in  deutschen  Städten"  vom  Kaiserlichen  Stati- 
stischen Amt  veröffentlicht  wurde,  ist  im  Mai  1906  eine  dreibändige 
Denkschrift  unter  dem  Titel:  „Die  bestehenden  Einrichtungen  zur  Ver- 
sicherung gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  im  Ausland  und  im 
Deutschen  Reich"  erschienen.  Sie  zerfällt  in  zwei  Teile.  Den  einen 
Teil  bildet  die  Darstellung  der  bestehenden  Einrichtungen  und  Projekte 
zur  Arbeitslosenversicherung  im  In-  und  Auslande  sowie  die  kritische 
Würdigung  ihrer  Ergebnisse.  Den  zweiten  Teil  bildet  die  Vorführung 
der  gegenwärtigen  Lage  der  organisierten  Arbeitsvermittlung  im  Deutschen 
Reiche.  Der  dritte  Band  ist  ein  Anlageband  zu  Teil  I  und  enthält  die 
einschlägigen  Statistiken,  Gresetze,  Verordnungen  und  Statuten.  Die 
Denkschrift  kommt  auf  Grrund  ihrer  gesamten  Untersuchungen  zu  dem 
Ergebnis,  daß  die  Tätigkeit  des  Arbeitsnachweises  die  Voraussetzung 
einer  Arbeitslosenversicherung  bilde.  Der  gegenwärtige  Zustand  im 
Deutschen  Reiche  sei  nicht  geeignet,  einer  Lösung  des  Problems  der 
Arbeitslosenversicherung  als  Grrundlage  zu  dienen,  vielmehr  müsse  erst 
ein  Ausbau,  eine  Zusammenfassung  und  organische  Verbindung  der 
einzelnen  Formen^des  Arbeitsnachweises  erfolgen,  um  die  Vorbedingungen 
für  die  Lösung  des  Problems  zu  schaffen.    Damit  ist  aber  eine  staat- 
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liehe  Eegeliing  dieser  Frage,  wenn  sie  überliaiipt  jemals  gelingt,  auf 
unabsehbare  Zeit  hinausgeschoben.  Nach  wie  vor  bleibt  es  also  Sache 
der  Selbsthilfe  und  Pflicht  der  Gemeinden  ,  die  Maßnahmen  gegen  die 
Ai'beitslosigkeit  zu  vervollkommnen. 

Es  darf  deshalb  wohl  als  gerechtfertigt  erscheinen,  die  Maßnahmen 
gegen  die  Arbeitslosigkeit  in  einer  Gremeinde  zum  Gegenstand  einer 
Abhandlung  zu  machen.  Ein  großer  Teil  der  vorliegenden  Arbeit  war 
bereits  fertiggestellt,  als  die  Denkschrift  erschien.  Es  ist  nun  die  ganze 
Arbeit  dahin  umgearbeitet  worden,  daß  für  die  Materien,  die  dabei  in 
Betracht  kommen,  die  Ausführungen  der  Denkschrift  als  Unterlage  be- 
nutzt sind,  auf  welcher  die  Untersuchung  der  speziellen  Hallenser  Ver- 
hältnisse weiter  geführt  ist.  Während  nun  aber  die  Denkschrift  alle 
Untersuchungen  unter  dem  Gesichtspunkte  einer  zu  errichtenden  Arbeits- 
losenversicherung anstellt,  war  hier  mit  der  Tatsache  zu  rechnen,  daß 
eine  solche  vorläufig  noch  nicht  zustande  kommt.  Während  sich  ferner 
die  Denkschrift  auf  eine  Vorführung  der  Fürsorgemaßnahmen  (Arbeits- 
losenversicherung und  Arbeitslosenunterstützung)  und  der  organisierten 
gemeinnützigen  Arbeitsvermittlung  beschränkt,  soll  sich  unsere  Dar- 
stellung auf  sämtliche  Maßnahmen  gegen  die  Arbeitslosigkeit  und  auf 
die  ganze  Arbeitsvermittlung  erstrecken.  Während  endlich  die  Denk- 
schrift nur  die  bestehenden  Einrichtungen  besehreibt  und  meist  nur  die 
Zahlen  für  ein  Jahr  bringt,  sollen  von  uns  die  verschiedenen  Maßnahmen 
soweit  als  möglich  zurüekverfolgt  werden. 

Der  ganze  Stoff  ist  in  drei  Teile  zerlegt.  Der  erste  Teil  führt  die 
Maßnahmen  zu  Gunsten  der  einheimischen  Bevölkerung  und  der  zweite 
diejenigen  zu  Gunsten  der  zuwandernden  Bevölkerung  vor.  Im  dritten 
ist  das  Arbeitsvermittlungswesen,  welches  ja  beiden  Teilen  der  Be- 
völkerung dient,  geschildert.  Die  vorliegende  Schrift  enthält  die  beiden 
ersten  Teile  der  Untersuchung,  während  der  dritte  als  Veröffentlichung 
des  Städtischen  Statistischen  Amts  zu  Halle  a.  S.  erscheint. 


I.  Teil. 


Die  Maßnahmen  gegenüber  der  Arbeits- 
losigkeit zn  (junsten  der  einheimischen 

Bevölkerung. 

Kapitel  1. 

Die  Maßnahmen  seitens  der  Stadtverwaltung. 
I.  Das  Fortbildungsschulwesen. 

Beim  Eintritt  einer  ungünstigen  Crescliäftslage  entlassen  die  Arbeit- 
geber erfahrungs-  und  naturgemäß  die  untüclitigsten  Arbeiter  zuerst  und 
suclien  sich,  einen  Stamm  guter  Arbeiter  zu  erhalten.  Aber  gerade  die 
untüchtigsten  Arbeiter  haben  infolge  ihres  geringeren  Verdienstes  weniger 
Vorsorge  für  die  Zukunft  getroffen  und  sind  deshalb  zuerst  der  Not 
preisgegeben.  Man  hat  deshalb  Ursache,  einer  möglichst  umfassenden 
Berufsausbildung  und  allgemeinen  Bildung  der  jungen  Arbeiter  die 
größte  Aufmerksamkeit  zu  schenken.  Während  nun  in  früherer  Zeit  der 
angehende  Handwerker  als  Lehrling  in  die  Zucht  und  das  Haus  des 
Meisters  trat  und  dort  für  sein  Handwerk  vollständig  ausgebildet  wurde, 
hat  es  die  heutige  Entwicklung  des  Eabrikwesens  mit  sich  gebracht,  daß 
die  meisten  jugendlichen  Arbeiter  bald  nach  der  Entlassung  aus  der 
Schule  von  ihren  Eltern  in  eine  Fabrik  geschickt  werden,  weil  sie  dort 
sofort  Greld  verdienen,  und  daß  sie  dann  in  verhältnismäßig  jungen 
Jahren  den  Höchstlohn  ihres  ganzen  Lebens  erhalten.  Die  Folgen  dieses 
zeitigen  Verdienens  sind  Steigerung  der  Lebensansprüche  und  frühe 
Eheschließungen.  "Wenn  dann  die  Unterhalts ansprüche  der  Familie 
steigen,  lassen  sich  bei  Fortsetzung  des  gewohnten  Lebenswandels  natür- 
lich schlecht  Ersparnisse  machen  und  die  Arbeiter  geraten,  sobald  Er- 
werbslosigkeit eintritt,  meist  sofort  in  Not.  Ferner  werden  infolge  der 
heutigen  gewaltigen  Arbeitsteilung  die  Fabrikarbeiter  nur  ganz  einseitig 
ausgebildet.  Verlieren  sie  ihre  Stellung,  so  finden  sie  oft  schwer  eine 
passende  neue  und  vollends  sind  sie,  falls  durch  ein  Wechseln  der  Mode 
oder  aus  einem  andern  Grrunde  eine  Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  in 
der  bisherigen  Weise  überhaupt  unmöglich  wird,  nur  schwer  imstande, 


eine  neue  Beschäftigungsart  zu  erlernen.  In  gleicher  Weise  ist  aber 
auch  die  Ausbildung  der  Handwerkslehrlinge  heute  eine  mehr  einseitige, 
da  die  Handwerksmeister  sich  infolge  der  Konkurrenz  durch  den  Groß- 
betrieb meistens  auf  bestimmte  Zweige  ihres  Handwerks  verlegen  müssen. 

Damit  nun  die  Arbeiter  gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit 
besser  geschützt  sind  und  sich  selbst  in  Zeiten  der  Not  besser  fort- 
zuhelfen wissen,  ist  neben  der  Hebung  der  Volksschulbildung  vor  allem 
auf  den  Ausbau  des  Fortbildungsschulwesens  der  größte  Wert  zu  legen. 
Und  es  ist  nicht  als  richtig  zu  bezeichnen,  wenn  Maier  ^)  sagt,  eine  all- 
gemeine Schulbildung  sei  eingeführt,  ohne  sie  könne  der  Mensch  allen- 
falls leben,  aber  nicht  ohne  Nahrung,  „deshalb  müßte,  sobald  es  überhaupt 
eine  Pflicht  der  Gesamtheit  gegenüber  dem  Einzelnen  gibt,  die  materielle 
Nährpflicht  der  geistigen  doch  wohl  vorausgehen,  zum  mindesten  aber 
gleichen  Schritt  mit  ihr  halten."  Allerdings  ist  es  ja  richtig,  wie  er 
w^eiter  meint,  daß  der  Mensch  durch  höhere  Bildung  sein  Elend  noch 
mehr  zu  erkennen  vermöge,  andererseits  aber  wird  er  dadurch,  was  viel 
höher  einzuschätzen  ist,  auch  dazu  angehalten,  Vorsorge  für  die  Zukunft 
zu  treffen.  Deshalb  ist  dem  Schweizer  Emanuel  Bohny  (Verwalter  des 
städtischen  Arbeits-Amtes  in  Zürich)  vollkommen  zuzustimmen,  wenn  er 
sagt:  ..Halten  wir  fest  daran:  AVir  haben  alle  Ursache,  der  Berufsaus- 
bildung unserer  Jungmann scliaft  größte  Sorgfalt  und  Aufmerksamkeit 
zu  schenken,  denn  damit  fassen  wir  das  Übel  der  Arbeitslosigkeit  an 
einer  starken  Wurzel,  die  des  Lebens  Not  und  Elend  immer  von  neuem 
wieder  nährt".  ^} 

Halle  hat  nun  auch  auf  diesem  Gebiet  seinen  Ruf  als  alte  Schul- 
stadt nicht  verleugnet,  und  es  bestanden  und,  bestehen  noch  die  ver- 
schiedensten Einrichtungen.  -  i  : 

Bereits  von  1852  bis  1.  Oktober  1879  gab  es  eine  Pro vinzialgewerbe- 
schule,  die  in  der  Weise  unterhalten  wurde,  daß  die  Stadt  die  Hälfte 
des  Kostenzuschusses  zu  tragen  hatte  und  verpflichtet  war,  die  Räum- 
lichkeiten für  die  Schule  zu  beschaffen,  während  der  Staat  die  andere 
Hälfte  zuschoß.    Die  Frequenz  betrug  45  bis  65  Schüler. 

Am  24.  Januar  1870  wurde  ferner  eine  gewerbliche  Zeichensehule 
eröffnet,  die  Männer  jeden  Alters  und  jeden  Berufes  gegen  ein  jähr- 
liches Schulgeld  von  2  Talern,  das  1878  auf  12  Mark  erhöht  wurde, 
besuchen  konnten.  Diese  Schule  besteht  heute  noch.  1901  ist  sie  in 
einem  eigenen  Hause  untergebracht  und  führt  seitdem  den  Namen 
„Handwerkerschule".  Die  Unterrichtsfächer  sind:  Zeichnen,  Model- 
lieren, Schnitzen^  Geometrie;  Baukonstruktionslehre,Buchführung^ Rechnen, 
Physik,  Mechanik,  Rund-  und  Zierschrift;  außerdem  gehört  ?u  ihr  eine 
Maschinenbauschule.  Im  Jahre  1905/06  wurde  sie  im  Sommersemester 
von  768,  im  Wintersemester  von  ,861  Schülern  besucht;  der  städtische 


1)  Gustav  Maier:  „Der  Kamp'f  iiim  Arbeit".  Eine  Eeformstiidie.  S.  IG. 
-)  Bohny:  „Die  Arbeitslosenfürsorge.";    S.  10.  ;  , ;  ■    >  i  ,!. 
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Zuschuß  betrug  25152,66  Mk.,  der  staatliche  28340,74  Äk.  Als  ihre 
Aufgabe  bezeichnet  sie  im  Schulbericht  1905/06  „den  Grewerb  treib  enden 
Grelegenheit  zu  geben,  sich  auf  gewerblichem  Grebiete  ihrem  jeweiligen 
Berufe  entspredhend  auszubilden  und  diejenigen  theoretischen  Kenntnisse 
zu  erwerben,  die  zur  Ausübung  und  Förderung  ihrer  Berufstätigkeit  er- 
forderlich sind."  Das  Schulgeld  beträgt  halbjährlich  bis  6  Stunden  3  Mk., 
bis  10  Stunden  5  Mk.,  bis  20  Stunden  15  Mk.,  für  21  and  mehr  Stunden 
{Tagesvollschüler)  25  Mk.,  für  die  Maschinenbauschule  30  Mk.  und  die 
BaUgeWerkschule  80  Mk.,  Reichsausländer  bezahlen  den  fünffachen  Be- 
trag. Jeder  Tagesvollschüler  bezahlt  außerdem  halbjährlich  0,75  Mk. 
Yersicherungsgebühr^  wodurch  er  gegen  Unfälle  im  Schulbetriebe  oder 
auf  Schülerausflügen  versichert  ist. 

Ferner  wurde  1874  vom  Verein  für  Volks  wohl  eine  Fortbildungs- 
schule gegründet,  die  am  1.  April  1880  in  städtische  Verwaltung  über- 
ging. Diese  freiwillige  Fortbildungsschule  ist  1903  eingegangen,  da  1902 
die  städtische  allgemeine  Fortbildungsschule  eingerichtet  ist. 
Nach  dem  Ortsstatut,  welches  auf  drund  der  §§  120,  127,  139i,  142,  150 
und  154  der  Reichsgewerbeordnung  erlassen  ist,  „sind  alle  im  Stadt- 
bezirk HaUe  a.  S.  wohnhaften,  in  dortigen  Gre werbebetrieben,  einschließ- 
lich des  Handelsgewerbes,  beschäftigten  Arbeiter  (Gresellen,  Grehilfen, 
Lehrlinge)  sowie  Handlungsgehilfen,  -lehrlinge,  Volontäre  usw.  verpflichtet, 
die  städtische  allgemeine  Fortbildungsschule  an  den  vom  Magistrat  fest- 
gesetzten Tagen  und  Stunden  zu  besuchen,  auch  regelmäßig  am  Unter- 
richte teilzunehmen,  und  zwar  bis  zum  Schlüsse  desjenigen  Schuljahres, 
iri  welchem  sie  das  17.  Lebensjahr  vollenden."  Von  diesem  Schulzwange 
sind  nur  wenige  Ausnahmen  gemacht.  Schulgeld  wird  nicht  erhoben. 
Die  Fortbildungsschule  „will  in  Ergänzung  der  Meisterlehre  ihre  Schüler 
in  erster  Linie  für  das  berufliche,  sodann  aber  auch  für  das  bürgerliche 
und  sittliche  Leben  tüchtig  machen".  Die  Frequenz  war  am  1.  März 
1906  2438.  Auch  hier  leistet  der  Staat  einen  Zuschuß,  welcher  im  Jahre 
1905/06  15940  Mk.  betrug,  während  aus  der  Kämmereikasse  30352,98  Mk. 
bezahlt  wurden. 

Daneben  besteht  noch,  ebenfalls  seit  1902,  die  städtische  frei- 
willige kaufmännische  Fortbildungsschule.  Sie  wurde  1905/06 
von  371  Schülern  besucht,  und  zwar  310  schulpflichtigen  (unter  17  Jahren) 
und  61  nichtschulpflichtigen.  Die  Besucher  dieser  Schule  sind  von  dem 
Besuche  der  allgemeinen  Fortbildungsschule  befreit,  dagegen  ist  hier  ein 
Schulgeld  von  30  Mk.  zu  zahlen.  Neben  dieser  städtischen  kauf- 
männischen Fortbildungsschule  besteht  noch  die  kaufmännische  Fort- 
bildungsschule des  Kaufmännischen  Vereins.  Da  nun  außerdem  an  der 
allgemeinen  obligatorischen  Fortbildungsschule  noch  Klassen  für  kauf- 
männischen Fachunterricht  eingerichtet  sind,  so  bestehen  zur  Zeit  in 
Halle  drei  kaufmännische  Unterrichtsanstalten  nebeneinander. 

Endlich  wurde  1903  die  seit  24  Jahren  bestehende  „Wildenhagensche 
Frauenindustrie-  und  Kunstgewerbeschule",  zur  der  die  Stadt  ständig 
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einen  Beitrag,  zuletzt  500  Mk.,  gezahlt  hatte,  übernommen  und  als 
„Städtische  Handels-  und  Grewerbesch ule  für  Mädchen"  er- 
öffnet. Schulgeld  wird  hier  ebenfalls  erhoben,  und  Staat  und  Stadt 
schießen  zu.  1905/06  betrug  der  Staatszuschuß  4492,30  Mk.,  der  Käm- 
mereizuschuß 2  770,77  Mk.  Im  selben  Jahre  wurde  die  Schule  von 
383  Schülerinnen  besucht. 

Im  Juni  1906  beschloß  die  Stadtverordnetenversammlung  noch  die 
Einrichtung  von  Lehrwerkstätten  für  Handwerker^  und  zwar  zu- 
nächst für  Tischler  und  Klempner.  Derartige  Lehrwerkstätten  bestehea 
bereits  seit  längerer  Zeit  in  zahlreichen  andern  Städten.  Sie  sind  be- 
stimmt der  einseitigen  Lehrlingsausbildung  vorzubeugen  und  bilden  somit 
eine  Ergänzung  der  Lehrlingsausbildung. 

In  der  folgenden  Tabelle  ist  veranschaulicht,  wie  sich  die  Ein- 
wohnerzahl, die  Gesamtaufwendungen  der  Stadt  für  Schulzwecke  und 
die  Aufwendungen  für  Fortbildungsschul zwecke  innerhalb  der  letzten 
25  Jahre  entwickelt  haben,  indem  die  Ziffern  des  Jahres  1879/80  =  100 
gesetzt  sind. 


Gesamtbetrag  der 
Käinmereizuschüsse  für 
Schulzwecke 
absolut         1  1 
Mk.  ^'^^^^^^^ 

Aufwendungen  für 
Fortbil  dungschulen 

absolut          1  - . 
Mk.  relativ 

Einwohnerzahl 

absolut  relativ 

! 

1879  80 

115  398,72 

100 

1  921,31 

100 

71505 

100 

1884  85 

156  421,06 

135,6 

6  401,41 

334,8 

80  296 

112,3 

1889/90 

288  477,52 

244,3 

9  790,79 

512,1 

101  401 

141,8 

1894/95 

487  252,60 

422,3 

11  562,04 

604,7 

111396 

159,4 

1899/1900 

719  220,97 

623,3 

14  999,46 

784,5 

129  510 

181,1 

1904/05 

1  368  048,93 

1 158,5 

63  029,38 

3  296,5 

164  344 

229,8 

Danach  haben  sich  die  Gresamtauf Wendungen  seitens  der  Stadt  in 
den  25  Jahren  um  das  11,6-fache,  die  Aufwendungen  für  Fortbildungs- 
schulen um  das  33-fache  vermehrt,  während  die  Bevölkerung  in  der 
gleichen  Zeit  um  das  2,3-fache  stieg.  Während  ferner  1879/80  die  Auf- 
wendungen für  Fortbildungsschulen  1,66  7o  der  Gesamtaufwendungen 
betrugen,  machten  sie  1904/05  4,61^0  aus. 

II.  Die  Notstandsarbeiten. 

1.  Allgemeines.  Eine  allgemein  anerkannte  Begriffsbestimmung  der 
Notstandsarbeiten  gibt  es  bis  jetzt  noch  nicht.  Fast  allgemein  unter- 
scheidet man  in  der  Literatur  die  Arbeiten,  die  seitens  der  Gremeinde 
ergriffen  werden  zur  Verhütung  der  Arbeitslosigkeit,  und  solche 
Arbeiten,  die  eine  vorhandene  Arbeitslosigkeit  bekämpfen  sollen^ 
d.  h.  die  Notstandsarbeiten  im  engern  Sinne.    Unter  die  erste  Art  fällt 
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besonders  die  in  einer  Verfügung  des  preußischen  Ministers  des  Innern 
vom  September  1894  hervorgehobene  Verschiebung  von  Arbeiten  in  die 
Winterszeit,  die  den  in  jedem  Winter  auftretenden  Besch äftigungsmangei 
möglichst  ausgleichen  soll.  Sehr  groß  ist  die  Verschiedenheit  der  Auf- 
fassungen über  den  Begriff  der  Notstandsarbeiten  in  der  Praxis  der 
Verwaltungen.  ^)  Tür  HaUe  kommt  hier  in  Betracht  ein  Gutachten  der 
Armen  Verwaltung  vom  Oktober  1902,  welches  sich  in  den  Akten  fand, 
die  uns  seitens  der  Stadtverwaltung  zur  Verfügung  gestellt  wurden,  Es 
"wird  auch  hier  unterschieden  zwischen  „  Winterarb eiten^  d.  h.  an  und 
für  sich  notwendigen  öffentlichen  Arbeiten,  die  aus  der  bessern  Jhresezeit 
in  den  Winter  verlegt  werden  und  bei  denen  irgendwelche  Änderungen, 
was  Vergebung  und  Lohn  usw.  anbetrifft,  nicht  eintreten,  und  l^ot- 
standsarbeiten,  d.  h.  solchen  Arbeiten,  die  zur  Abstellung  von  Arbeits- 
losigkeit von  der  Gremeinde  besonders  veranstaltet  werden.  Sowohl  die 
Winter  arbeiten  wie  die  Notstandsarbeiten  sollen  vorbeugend  wirken, 
damit  die  Armenunterstützung  überflüssig  wird".  Der  Ausdruck  ,;Vor- 
beugend  wirken"  kann  hier  hinsichtlich  der  Notstandarbeiteh  natürlich 
nur  vom  Standpunkt  der  Armenverwaltung  aus  gemeint  sein,  denn  hin- 
sichtlich der  Arbeitslosigkeit  kommen,  wie  in  der  Einleitung  hervor- 
gehoben wurde,  die  Notstandsarbeiten  nicht  als  vorbeugendes,  sondern 
als  bekämpfendes  Mittel  zur  Anw^endung.  Es  ergibt  sich  also,  daß  für 
Halle  und  damit  auch  für  die  vorliegende  Untersuchung  als  Notstands- 
arbeiten nur  solche  Arbeiten  in  Betracht  kommen,  welche  zur  Be- 
kämpfung eines  Notstandes,  der  infolge  einer  außergewöhnlich  großen, 
allgemeinen  Arbeitslosigkeit  eingetreten  ist,  vorgenommen  werden,  und 
daß  solche  Arbeiten,  die  nur  zur  Verhütung  von  Arbeitslosigkeit  auf 
einen  späteren  Zeitpunkt  verschoben  werden,  ausscheiden.  Dies  ist  auch 
die  Definition,  welche  das  Kaiserliche  Statistische  Amt^)  bei  der  Unter- 
suchung über  die  Regelung  der  Notstandsarbeiten  in  deutschen  Städten 
zu  Grrunde  gelegt  hat. 

Solche  Arbeiten  wurden,  wie  in  mehreren  größeren  Städten,  auch  in 
Halle  Anfang  der  90er  Jahre,  als  ein  allgemeiner  wirtschaftlicher 
Niedergang  zu  verzeichnen  war,  zuerst  vorgenommen.  Im  Oktober  1892 
ivurde,  wahrscheinlich  veranlaßt  durch  die  Exzesse,  welche  seitens  der 
Arbeitslosen,  die  Beschäftigung  forderten,  1891  (besonders  in  Berlin) 
vorgekommen  waren,  auf  Antrag  der  Stadtverordnetenversammlung  der 
Magistrat  um  eine  Vorlage  ersucht,  „durch  welche  in  größerm  Umfange 
den  Arbeitslosen  im  kommenden  Winter  Beschäftigung  gewährt  werden 
soUe".  Diesem  Antrag  wurde  stattgegeben,  und  es  wurden  darauf  alle 
■projektierten  Bauten  schleunigst  zur  Ausführung  gebracht.  Auch  in 
den  beiden  folgenden  Jahren  waren  wieder  Notstandsarbeiten  erforder- 

1)  Vgl.    Die  Eegelniig  , der  Notstandsarbeiteii  in  deutschen  Städten^^  Bearbeitet 
im  Kaiserl.  Stat.  Amt  (Äbteilurig  für  Arbeiterstatistik).    Beiträge  zur  Arbeiterstatistik 
1905.:  ■        •        ■         ^        ■  ^ri    ■      ■  , 
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lieli.  Anfang  Dezember  1894  forderte  der  Regierungspräsident  zu 
Merseburg  die  Landräte  und  Magistrate  des  Bezirks  zu  umfassenden 
Maßnahmen  gegen  die  Arbeitslosigkeit  auf.  Infolgedessen  beschloß  der 
Magistrat,  daß  das  Stadtbauamt  im  Oktober  jeden  Jahres  eine  Übersicht 
über  die  Arbeiten,  die  im  Winter  eventuell  als  Notstandsarbeiten  in  Be- 
tracht kommen  könnten,  vorzulegen  habe.  Da  sich  aber  die  wirtschaft- 
liche Lage  wieder  besserte,  war  bis  zum  Jahre  1900  diese  außergewöhn- 
liche Maßregel  nicht  nötig.  Erst  dann  war  infolge  der  wieder  ein- 
tretenden ungünstigen  Konjunkturen  die  Zahl  der  Arbeitslosen  wiederum 
so  bedeutend  gestiegen,  daß  sich  die  Stadt  gezwungen  sah  1900/1901 
in  kleinerem  Umfange,  1901/1902  und  1902/1903  in  größerem  Maße 
Arbeitsgelegenheit  durch  Veranstaltung  von  Notstandsarbeiten  zu 
schaffen.  In  den  letzten  Jahren  konnte  wieder  davon  abgesehen 
werden.  Zu  erwähnen  ist  noch,  daß  am  13.  August  1902  eine  Ver- 
sammlung von  sozialdemokratischer  Seite  einberufen  wurde,  in  welcher 
über  die  Ursachen  der  Arbeitslosigkeit  und  die  Art  ihrer  Beseitigung 
verhandelt  wurde.  Nach  einem  Referat  des  Reichstagsabgeordneten 
Thiele  wurde  folgende  Resolution  gefaßt:  „Die  Stadtverwaltung  soll 
sofort  Maßnahmen  treffen,  durch  welche  die  Arbeitslosigkeit  vermin- 
dert werden  kann.  Ferner  sollen  auskömmliche  Löhne  gezahlt  und 
alle  Arbeiter  untergebracht  w^erden,  die  sich  melden.  Um  eine  Über- 
vorteilung der  Arbeiter  zu  hindern,  soll  die  Stadt  die  Arbeiten  in  eigene 
Regie  übernehmen  und  nicht  wie  bisher  durch  private  Unternehmer 
ausführen  lassen."  Inwiefern  diese  Ausstellungen  berechtigt  sind,  wird 
sich  aus  den  späteren  Ausführungen  ergeben. 

Grenerelle  Bestimmungen  über  die  Vornahme  von  Notstandsarbeiten 
mid  die  Beschäftigung  der  Arbeitslosen  gibt  es  in  Halle  nicht,  es  wird 
vielmehr  von  Fall  zu  Fall  entschieden.  „Sofern  die  Straßenbauarbeiten, 
die  durch  den  Etat  genehmigt  sind,  nicht  besonders  dringend  sind,  ge- 
langen sie  erst  im  Spätherbst  zur  Ausführung.  Hierdurch  können  nach 
Einstellung  der  Privatbautätigkeit  eine  größere  Zahl  Arbeiter  beschäftigt 
werden.  Ist  dagegen  Arbeitslosigkeit  in  größerem  Umfange  vorhanden, 
so  gelangen  nach  Anhörung  der  Stadtverordnetenversammlung  und  Be- 
willigung der  Mittel  solche  Arbeiten  als  Notstandsarbeiten  zur  Aus- 
führung, die  sonst  erst  in  den  nächsten  Jahren  vorgenommen  zu  werden 
brauchten."^)  Es  ergibt  sich  daraus,  daß  die  in  der  Schrift  des  Kaiserl. 
Stat.  Amts  ^)  als  herrschend  bezeichnete  Auffassung  über  die  Natur  der 
Notstandsarbeiten  auch  für  Halle  zutrifft,  daß  nämlich  die  Veranstaltung 
■solcher  Arbeiten  nur  eine  außerordentliche  und  vorübergehende  Maß- 
nahme ist.  Nicht  durch  jede  Art  von  Arbeitslosigkeit,  z.  B.  die  stets 
wiederkehrende  Saisonarbeitslosigkeit,  werden  solche  Maßnahmen  ver- 
anlaßt, sondern  nur  durch  eine  infolge  außergewöhnlicher  Umstände  ein- 
getretene, allgemeine  und  langandauernde  Arbeitslosigkeit. 

1)  Nach  dem  erwähnten  Gutachten  der  Armenverwaltnng. 

2)  a.  a.  O.  S.  10. 
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Wie  allgemein  in  der  Praxis  wird  auch  in  Halle  die  Beschäftigung 
bei  den  Notstandsarbeiten  nicht  als  Armenunterstützung  aufgefaßt.  Auch 
in  der  Literatur  herrscht  ganz  überwiegend  diese  Ansicht  vor.  Nur 
riesch  will  die  eigentlichen  Notstandsarbeiten  als  Armenunterstützung 
auffassen,  „allerdings  als  eine  Armenunterstützung,  welche  ihre  Kosten 
zum  Teil  wieder  einbringt  durch  den  Wert  des  Arbeitsproduktes,  und 
die  daher  den  Beschäftigten,  insoweit  Aufnahme  in  die  Wahllisten  in 
Frage  kommt,  nicht  angerechnet  zu  werden  braucht."  ^)  Noch  weiter 
geht  V.  Meyerinck:  „Um  aber  den  Zuzug  des  Proletariats  in  die  Städte 
nicht  zu  ermutigen,  müßte  zugleich  ein  Gresetz  gegeben  werden,  daß  Not- 
stands arbeiten  den  Armenunterstützungen  gleichzuachten  sind,  d.  h.  daß 
diese  Leute  unter  anderem  für  eine  gewisse  Zeit  des  Wahlrechts  ver- 
lustig gehen".  ^)  Diese  Ansicht  ist  entschieden  zurückzuweisen,  denn  durch 
die  Notstandsarbeiten  soll  ja  gerade  ein  Herabsinken  in  die  Armenpflege 
vermieden  werden.  Die  sittlichen,  sozialen  und  rechtlichen  Folgen  sind 
nur  zu  bekannt;  außerdem  vermeiden  es  die  meisten  Arbeiter,  und  ge- 
rade die  tüchtigsten  und  besten,  solange  es  irgend  geht,  die  Armen- 
unterstützung für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  Folge  einer  dahin- 
gehenden Bestimmung  würde  sein,  daß  sich  nur  eine  geringe  Anzahl 
Arbeitsloser  melden  würde,  und  daß  deshalb  die  beabsichtigte  Be- 
kämpfung der  Arbeitslosigkeit  nur  in  ganz  geringem  Maße  eintreten 
würde.  Eine  grundsätzliche  Trennung  von  Armenpflege  und  Notstands- 
arbeiten besteht  jedoch  in  Halle  nicht,  ebenso  nicht  in  der  Mehrzahl 
der  46  Städte,  über  die  Nachrichten  in  der  Schrift  des  Kaiserl.  Stat. 
Amts  ^)  vorliegen.  Während  nämlich  in  einigen  Städten  die  Empfänger 
von  Armenunterstützung  überhaupt  ausgeschlossen,  in  einigen  nur  be- 
dingt zugelassen  werden,  werden  sie  in  den  meisten  Städten  ohne  Aus- 
nahme beschäftigt.  Zu  erwähnen  ist  in  diesem  Zusammenhange  ein 
Beschluß  der  Armendirektion  vom  19.  Februar  1903,  wonach  Unter- 
stützungen an  Arbeitslose  künftig  nur  dann  bewilligt  werden  sollten, 
wenn  dieselben  einen  von  dem  Stadtbauamt  ausgefüllten  Schein  bei- 
brächten, daß  sie  bei  den  Notstandsarbeiten  nicht  oder  erst  nach  mehreren 
Tagen  beschäftigt  werden  könnten.  Man  wollte  also  verhüten,  daß  die 
Arbeitslosen  die  Armenunterstützung  in  Anspruch  nähmen;  erst  wenn 
eine  schnelle  Hilfe  durch  die  Beschäftigung  bei  den  Notstandsarbeiten 
nicht  zu  erwarten  war,  fielen  sie  der  Armenpflege  anheim. 

Als  Notstandsarbeiten  wurden  ausgeführt  Erd-  und  Chaussierungs- 
arbeiten  für  Straßenregulierungen,  Herstellen  von  Pflanzlöchern  für  Allee- 
bäume, Pflasterarbeiten,  Sprengen  von  Felsen  und  Schlagen  der  Fels- 
massen zu  Schotter.  Es  kamen  also  zwei  Arten  von  Arbeitsgelegenheit 
in  Betrabht,  nämlich  Erd-  und  Steinschlagarbeiten.    Es  sind  dies  die 

1)  riescli:  „Soziale  Praxis".    XI.  Jahrgang,  Sp.  553. 

2)  V.  Meyerinck :  „Praktische  Maßregeln  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit". 
1896.    S.  122. 

3)  a.  a.  O.  S.  15. 
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beiden  Arten,  die  auch  von  den  meisten  andern  Städten  als  Notstands- 
arbeiten vorgenommen  werden.  Naturgemäß  ist  die  Auswahl  der  Not- 
standsarbeiten sehr  gering.  Die  Stadt  kann  nicht  jedem  „passende" 
Arbeit,  d.  h.  die  Berufsarbeit,  die  er  gelernt  hat,  verschaffen.  Es  müssen 
also  Arbeiten  veranstaltet  werden,  die  für  die  Mehrzahl  der  Arbeiter 
als  passend  bezeichnet  werden  können,  d.  h.  Arbeiten,  die  entweder  gar 
keine  Vorkenntnisse  erfordern  oder  doch  leicht  erlernbar  sind.  Dies 
muß  um  so  mehr  beachtet  werden,  als  gerade  die  ungelernten  Arbeiter 
am  ehesten  arbeitslos  werden  und  den  Hauptteil  der  Notstandsarbeiter 
bilden.  Aber  trotz  ihrer  leichten  Erlernbarkeit  sind  auch  die  Erd- 
arbeiten für  eine  große  Zahl  der  Arbeiter  nicht  geeignet.  Einerseits 
sind  viele  Arbeiter  das  Arbeiten  im  Freien  nicht  gewohnt  und  deshalb 
Schädigungen  der  Gesundheit  ausgesetzt.  Eerner  erfordern  die  Erd- 
arbeiten einen  kräftigen,  starken  Körper  und  sind  deshalb  für  viele  zu 
schwer.  Endlich  brauchen  sehr  viele  gelernte  Arbeiter,  z.  B,  Uhrmacher, 
Mechaniker,  Weber,  für  ihren  Beruf  eine  gewisse  Geschicklichkeit  und 
Feinfühlichkeit  der  Hände.  Infolge  der  groben  Erdarbeiten  wird  diese 
Geschicklichkeit  bedeutend  beeinträchtigt,  und  die  Arbeiter  können  nur 
schwier  ihre  frühere  Tätigkeit  wieder  aufnehmen.  Diese  Leute  halten 
sich  auch  meist  von  den  Notstandsarbeiten  zurück,  da  der  später  ein^ 
tretende  Schaden  viel  größer  ist  als  der  augenblickliche  Vorteil.  Der 
Kreis  der  möglichen  Notstandsarbeiten  könnte  aber,  wie  Lindemann  ^) 
bemerkt,  dadurch  erweitert  werden,  daß  die  Städte  immer  mehr  Arbeits- 
arten in  eigene  Regie  übernehmen. 

2.  Die  Einleitung  und  Organisation  der  Notstandsarbeiten.  Die  Notstands- 
arbeiten wurden  in  Halle  w^ie  in  den  meisten  andern  Städten  von  der 
Armenverwaltung  nebenamtlich  eingeleitet.  Hartmann  ^)  meint  ja  aller- 
dings, daß  jedes  Heranziehen  der  Armenpflege  erfahrungsgemäß  das 
Mißtrauen  der  Arbeiter  erwecke,  die  sofort  befürchteten,  daß  ihnen  die 
politischen  Eechte  verkümmert  werden  könnten.  Die  Einrichtung  von 
besondern  ständigen  Notstandskommissionen,  die  Hartmann und  Linde- 
mann*) fordern,  ist  aber  von  sämtlichen  Städten  abgelehnt."'')  Nur  in 
Mannheim  besteht  eine  solche  Kommission.  Die  genannten  Autoren 
fordern  die  besondern  Notstandskommissionen  vor  allem,  damit  eine  un- 
parteiische Behandlung  der  Arbeitslosen  garantiert  sei.  Lindemann 
meint  außerdem,  daß  eine  besondere  Kommission  dafür  bürge,  daß  nicht 
viele  Notstandsarbeiten  infolge  Mangels  an  Organisation  schlechte  Erfolge 

1)  Lindemann:  „Arbeiterpolitik  und  Wirtschaftspfiege  in  der  dtscli.  Städte- 
verwaltung".    Bd.  I,  8.  156/58. 

2)  Hartmann:  „Die  Einrichtung  von  Notstandsarbeiten  und  ilire  Erfolge". 
58.  Heft  der  Schriften  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit. 
S.  6  u.  12. 

3)  Hartmann:  a.  a,  0.  S.  22. 

■1)  Lindemann:  a.  a.  0.  S.  159. 

^)  „Die  Regelung  der  N.-A.  in  dtsch.  Städten".    S.  64. 
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hätten.  Wenn  nun  aber,  wie  oben  ausgeführt  ist,  die  N^tstandsarbeiten 
als  außerordentliche  Maßnahmen  aufgefaßt  werden  müssen,  so  kann  auch 
kein  ständiges  Organ  dafür  existieren.  Andererseits  aber  würde  durch 
eine  solche  besondere  Kommission  die  Einheitlichkeit  der  städtischen 
Verwaltung  beeinträchtigt  werden,  da  die  mit  der  Arbeitslosigkeit  zu- 
sammenhängenden Fragen  die  verschiedensten  städtischen  Ämter  er- 
greifen. Dagegen  kann  ein  einheitliches  Zusammenarbeiten  der  Ämter, 
besonders  der  Armenverwaltung  und  des  Stadtbauamts,  und  eine  ge- 
nügende Organisation  der  Notstands  arbeiten  sehr  gut  durch  entsprechende 
Anordnungen  des  Magistrats  herbeigeführt  werden.  Im  übrigen  wird 
sich  eine  Inanspruchnahme  der  Armenverwaltung  überhaupt  schwer  um- 
gehen lassen,  da  ja  sie  am  berufensten  ist,  die  Bedürftigkeit  der  Arbeits- 
losen zu  prüfen. 

Im  Winter  1901/02  und  1902/03  erfolgten  die  Meldungen  derer,  die 
an  den  Notstandsarbeiten  teilnehm.en  wollten,  bei  den  Armenbezirks- 
kommissionen, doch  wurden  auch  Meldungen  von  den  Polizeiämtern  ent- 
gegengenommen. Die  Armenverwaltung  prüfte  die  Zulässigkeit.  der 
Gresuche,  die  Würdigkeit  und  Bedürftigkeit  der  Bewerber  und  wies  die 
geeignet  Befundenen  dem  Stadtbauamt  zur  Einstellung  zu.  Dieses  über- 
wies sodann  1901/02  die  Betreffenden  dem  Unternehmer,  dem  damals 
die  Ausführung  der  Arbeiten  übertragen  war,  1902/03  stellte  es  die 
Arbeiter  selbst  ein.  1902/03  wurden  Fragebogen  benutzt,  welche  bei 
der  Meldung  von  den  betreffenden  Beamten  ausgefüllt  werden  mußten. 
Sie  hatten  folgende  Form  (es  sind  nur  die  den  Arbeitslosen  angehenden 
Fragen  hier  angegeben)  : 

Vorderseite. 

Fragebogen  betr.   die  Einstellung  von   Notst and  s a rb  eitern. 
Name  des  Arbeiters : 
Beruf : 

Familienstand  (ledig,  verheiratet  etc.): 

Zahl  der  Kinder  unter  14  Jahren : 

Zahl  der  Kinder  über  14  Jahre  im  Haushalte: 

Seit  wann  arbeitslos: 

Wo  zuletzt  gearbeitet: 

War  Saisonarbeiter  und  zwar: 

Lohn  pro  Tag  als  solcher: 

Bemerkungen  (Als  arbeitsscheu  bekannt): 

Der  p  ist  hier  ort  sangehörig. 

Rückseite. 

•  Der  p.  .....  ist  vom  ab  auf  ....  Tage  eingestellt  — 

hat  die  Arbeit  —  nicht  aufgenommen  —  nach  ....  Tagen 
niedergelegt. 

Auf  einer  kleinen  Zahl  Fragebogen  war  auch  nach  dem  Alter 
gefragt.    Es  ist  bedauerlich,  daß  dies  nicht  immer  geschehen  ist,  da  das 
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Alter  der  einzustellenden  Arbeiter  von  großer  Wichtigkeit  ist.  Ferner 
fehlt  die  Frage  nach  der  Ursache  der  Arbeitslosigkeit.  Endlich  mußte 
bei  der  Frage  nach  der  Zahl  der  Kinder  über  14  Jahre  im  Haushalte 
festgestellt  werden,  inwieweit  diese  selbst  durch  Verdienen  zum  Haus^ 
halte  beitragen.  Ahnliche  statistische  Anschreibungen  sind  noch  in 
verschiedenen  andern  Städten  (Darmstadt,  Düsseldorf,  Essen,  Mainz,. 
Nürnberg)  vorgenommen;  sie  liefern  zur  Arbeitslosenfrage  sehr  wert- 
volles Material.  In  Halle  w^aren  allerdings  die  Fragebogen  bisher  noch 
in  keiner  Weise  verarbeitet.  Lindemann  ^)  meint,  daß  ein  derartiger 
Formelkram  und  ein  so  genaues  Eindringen  in  die  persönlichen  Ver- 
hältnisse des  Arbeitslosen  nicht  gerechtfertigt  sei,  besonders  da  er  doch 
keine  Greschenke  erhielte,  sondern  für  seinen  Lohn  Arbeit  leiste.  Es 
kann  aber  wohl  nicht  geleugnet  werden,  daß  derartige  Fragen  unbedingt 
nötig  sind,  um  ungeeignete  und  unwürdige  Menschen  von  den  Notstands- 
arbeiten fernzuhalten,  ganz  abgesehen  davon,  daß  nur  auf  diese  Weise 
gesehen  werden  kann,  ob  die  Organisation  zweckmäßig  war  oder  ob 
etwaige  Ubelstände  abzustellen  sind. 

Strittig  ist,  ob  für  die  Notstandsarbeiter  sich  Unternehmer-  oder 
Regiearbeit  empfiehlt.  In  Halle  wurden  die  Notstandsarbeiten  grund- 
sätzlich in  eigener  Regie  ausgeführt,  nur  1901/02  wurden  sie  aus  be- 
sonderen Gründen  einem  Unternehmer  übertragen.  Nach  Aussage  des 
Stadtbauamts  steht  sich  die  Stadt  bei  eigner  Ausführung  pekuniär  vor- 
teilhafter. Es  werden  sich  natürlich  stets  Unternehmer  zur  Übernahme 
der  Notstandsarbeiten  bereit  finden.  Da  sie  aber  bei  der  Anstellung  und 
Beaufsichtigung  der  Arbeiter  sich  vielfache  Beschränkungen  gefallen 
lassen  müssen,  so  wollen  sie  dafür  auch  besonders  entschädigt  werden. 
Dies  kann  aber  nur  auf  Kosten  der  Stadt,  welche  mehr  zu  zahlen  hat,, 
oder  der  Arbeiter,  welche  weniger  Lohn  erhalten,  geschehen.  Vor  allem 
aber  ist  die  Unternehmerarbeit  deshalb  nicht  vorzuziehen,  weil  sich  die 
Entlohnung  der  Arbeiter  bei  ihr  meist  nur  nach  der  Leistungsfähigkeit 
richten  wird,  was  aber  mit  der  Natur  der  Notstandsarbeiten  unvereinbar 
ist.  Auch  nach  dem  Bericht  des  städtischen  Statistischen  Amtes  zu 
Düsseldorf,  wo  die  Notstandsarbeiten  im  Winter  1902/03  durchweg  in 
eigner  Regie  ausgeführt  wurden,  hat  sich  diese  Art  der  Ausführung 
bedeutend  billiger  gestellt  als  die  Ausführung  durch  Unternehmer.  Im 
Gegensatz  hierzu  glaubt  Hartmann ^)  den  Hauptgrund  dafür,  daß  sich 
die  Notstandsarbeiten  so  erheblich  teurer  als  andere  Arbeiten  stellen, 
darin  zu  finden,  daß,  wenn  die  Städte  die  Arbeiten  in  eigner  Regie 
ausführen,  nicht  immer  geschultes  Aufsichtspersonal  vorhanden  ist  und 
deshalb  nicht  genügend  gearbeitet  wird.  Von  den  übrigen  Städten  liegen 
nur  vereinzelt  Angaben  3)  vor,  sodaß  sich  nicht  darüber  urteilen  läßt,  ob 
eine  der  beiden  Arbeiten  der  Ausführung  besonders  bevorzugt  wird. 

1)  Lindemaim :  a.  a.  O.  S.  171 — 173. 

2)  Hartmanii;  a.  a.  O.  S.  18. 

3)  „Die  Regelung  der  N.-A."  S.  67. 
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Für  (Halle  hat  sich  jedenfalls  die  Regiearbeit  als  vorteilhafter  heraus- 
gestellt.     ;      '  . 

Die  Bedingungen,  unter  denen  1901/02  dem  Unternehmer  die  Aus- 
führung der  Notstandsarbeiten  übertragen  wurde,  waren  folgende: 

1.  „Der  Unternehmer  der  Erdarbeiten  hat  die  ihm  vom  Stadt- 
bauamt zugewiesenen  Halleschen  Arbeiter,  und  zwar  vorzugs- 
weise die  verheirateten,  einzustellen.       '  .  V^^' 

2.  Auf  Verlangen  der  Bauverwaltung  sind  die  Arbeiter  alle 
14  Tage  zu  wechseln. 

3.  Der  Betrieb  ist  derartig  einzurichten,  daß  ständig  50 — 60  Mann 
beschäftigt  werden". 

Außerdem  hatte  der  Unternehmer  den  Arbeitern,  welche  kein  Hand- 
werkszeug, wie  Spateuj  Schaufeln,  besaßen,  solches  zu  liefern.  Endlich 
wurden  mit  ihm  noch  besondere  Abmachungen  wegen  der  Höhe  der 
Löhne,  besonders  bei  den  weniger  arbeitsfähigen  Leuten,  getroffen. 

3.  Die  Dauer  der  Notstandsarbeiten  war  je  nach  dem  Bedürfnis 
verschieden. 

1894/95  reichten  sie  von  Anfang  Dezember  bis  30.  April  (4  Monate). 

1900/01  wurden,  da  die  Arbeitslosigkeit  im  Laufe  des  Februar  be- 
deutend gestiegen  war,  von  Anfang  März  bis  Mitte  April  (1^2  Monat) 
Arbeiten  ausgeführt.  Während  aber  sonst  die  Arbeiten  möglichst  so 
lange  ausgedehnt  wurden,  als  sich  noch  Bewerber  meldeten,  wurden  in 
diesem  Winter  die  Arbeiten  einfach  eingesteht,  als  die  bewilligten  Mittel 
verbraucht  waren. 

1901/02  dauerten  die  Notstandsarbeiten  vom  27.  November  bis 
^0.  März  (4  Monate)  und 

1902/03  vom  24.  November  bis  4.  April  (41/2  Monat). 

4.  Die  Zulassungsbedingungen.  Wie  es  überhaupt  nicht  Pflicht  der 
Städte  ist,  durch  Einrichtung  von  Notstandsarbeiten  Arbeitsgelegenheit 
zu  schaffen,  so  besteht  auch  keine  Verpflichtung  für  sie,  allen  in  der 
Stadt  sich  aufhaltenden  Personen  Arbeit  zu  gewähren.  Wie  überall  so 
sind  auch  in  Halle  verschiedene  Gesichtspunkte  bei  der  Einstellung  der 
Arbeitslosen  maßgebend  gewesen,  und  zwar  lag  es  der  Armenverwaltung 
ob,  das  Gresuch  um  Einstellung  zu  prüfen  und  eine  eventuelle  Zurück- 
weisung zu  verfügen. 

a)  Vor  allem  war  man  darauf  bedacht,  das  Zuströmen  auswärtiger 
Arbeiter  zu  verhindern,  und  ließ  deshalb  nur  solche  zu,  welche  die 
Ortsangehörigkeit  besaßen.  Diese  oder  ähnliche  Bedingungen  (Unter- 
stützungswohnsitz, längerer  Aufenthalt)  finden  sich  auch  in  den  übrigen 
Städten.  Lindemann  ^)  meint  nun,  eine  derartige  Bestimmung  sei  un- 
gerecht, man  müsse  zwischen  Wohn-  und  Arbeitsgemeinde  unterscheiden. 


^)  Lindemann  a.  a.  O.  S.  167. 


Viele  Arbeiter  könnten  nicht  innerhalb  des  eigentlichen  Stadtbezirks 
wohnen,  sondern  kämen  täghch  aus  den  Vororten  in  die  Stadt  zur 
Arbeit.  Die  Arbeitskräfte  der  Vororte  würden  so  zwar  ausgenutzt,  aber 
jede  Fürsorge  für  dieselben  werde  in  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit  ab- 
gelehnt Es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  diese  Ausführungen  prinzipiell 
richtig  sind.  Für  Halle  fällt  jedoch  seit  der  Eingemeindung  der  Vor- 
orte dieser  Einwand  nicht  allzusehr  ins  Gewicht.  Wenn  auch  noch  eine 
Anzahl  Arbeiter  aus  den  umliegenden  Dörfern  in  Halle  arbeitet,  so  darf 
man  doch  nicht  vergessen,  daß,  wie  auch  auf  der  22.  Jahresversammlung 
des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und. Wohltätigkeit  1902  hervor- 
gehoben wui'de,  die  Lebensbedingungen  für  diese  meist  doch  bei  weitem 
andere  sind  als  fiü"  die  in  der  Stadt  wohnenden  Arbeiter.  Sie  haben 
fast  immer  ein  Stück  Land,  oft  auch  ein  eigenes  Haus,  sodaß  sie  bei 
Eintritt  einer  Erwerbslosigkeit  nicht  sofort  brotlos  werden.  Im  all- 
gemeinen ist  vielmehr  die  Beschränkung  auf  die  Ortsangehörigen  als  be- 
rechtigt anzuerkennen,  denn  da  sich  die  Notstandsarbeiten  stets  teurer 
stellen  als  die  gewöhnlichen  Arbeiten,  kann  man  es  der  Stadt  nicht 
verdenken,  wenn  sie  den  Nutzen  derselben  nur  Ortsangehörigen,  von 
denen  sie  doch  durch  Steuern  usw.  Vorteil  hat,  zuteil  werden  lassen  will. 
Angehörige  anderer  Gremeinden  wurden  in  Halle,  soweit  es  nötig  war, 
im  W^ege  der  Armenunterstützung  unterstüzt,  und  diese  Kosten  von  der 
betr.  Gremeinde  wieder  eingezogen.  Den  Nichtortsangehörigen  stehen 
gleich  diejenigen,  welche  sich  auf  dem  Einwohnermeldeamt  nicht  ge- 
meldet haben.    Auch  die  Landarmen  sind  hierher  zu  rechnen. 

b)  Als  weitere  Bedingung  der  Zulassung  wird  Arbeitslosigkeit 
gefordert,  doch  sind  auch  hier  Ausnahmen  gemacht.  Eine  Sonderstellung 
nehmen  die  Saisonarbeiter  ein,  namentlich  die  Saisonarbeiter  im  Bau- 
gewerbe. Hier  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den  ungelernten  Hand- 
langern und  Tagelöhnern  einerseits  und  den  gelernten  Bauhandwerkern 
andererseits.  Die  erstem  sind  nun  mit  Recht  ohne  weiteres  zu  den  Not- 
standsarbeiten zugelassen.  Denn  infolge  der  Konkurrenz  erhalten  auch 
sie  meist  keinen  höheren  Lohn  als  die  andern  ungelernten  Arbeiter,  so- 
daß sie  nicht  imstande  sind  soviel  zurückzulegen,  daß  sie  im  Winter^ 
wenn  die  Bauarbeiten  wegen  der  Witterung  eingestellt  werden  müssen, 
längere  Zeit  ohne  Verdienst  leben  können.  Anders  verhält  es  sich  mit 
den  gelernten  Bauhandwerkern.  Sie  müssen  mit  der  periodischen  Arbeits- 
losigkeit rechnen  und  sich  durch  Rücklegung  von  Ersparnissen  vor  Not 
sichern.  Dies  wird  ihnen  ermöglicht  dadurch,  daß  sie  für  das  mit  ihrem 
Gewerbe  verbundene  Risiko  tatsächlich  durch  höhere  Löhne  entschädigt 
werden.  Dieser  Umstand  ist  in  Halle  1902/03  berücksichtigt,  und  zwar 
ist  auf  den  Fragebogen  gefragt,  ob  der  Betreffende  Saisonarbeiter  war 
und  welchen  Lohn  er  als  solcher  erhalten  hat.  Es  Avurden  nun  aber 
nicht   die  Saisonarbeiter   ohne   weiteres   zurückgewiesen,   sondern  die 


1)  62.  Heft  der  Schriften  des  Vereins  S.  2(3. 
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Armenverwaltung  hatte  zu  prüfen,  ob  die  Arbeiter  bedürftig  waren  und 
ob  sie  in  der  Lage  gewesen  waren  Ersparnisse  zu  machen  oder  unver- 
schuldet in  Not  geraten  waren.  G-egebenen  Falls  wurden  sie  dann  zu- 
gelassen. Die  Armenverwaltung  hat  von  diesem  Recht  den  weitgehendsten 
Gebrauch  gemacht,  denn  von  den  167  Saisonarbeitern^  die  sich  gemeldet 
hatten,  wurde  nur  einer  zurückgewiesen,  der  5,20  Mk.  Lohn  pro  Tag  er- 
halten hatte.  In  einigen  Städten  sind  noch  mehr  Beschränkungen  hin- 
sichtlich der  Arbeitslosigkeit  vorgenommen,  z.  B.  daß  die  Arbeitslosigkeit 
unverschuldet  sei,  daß  eine'  regelmäßige  Beschäftigung  vorausgegangen 
sein  müsse  usw. 

c)  Eine  weitere  Bedingung,  welche  für  die  Zulassung  maßgebend 
war,  war  die  Wür  digkeit  der  Bewerber.  Es  wurden  nämlich  notorische 
Trinker,  Arbeitsscheue  und  diejenigen,  welche  nicht  für  ihre  Familie 
sorgten,  zurückgewiesen.  Maßgebend  für  diese  Bestimmung  war,  daß 
man  den  fleißigen,  anständigen  Arbeitern  nicht  das  Zusammensein  mit 
solchen  Leuten  zumuten  wollte ;  dann  aber  auch  die  Erfahrung,  daß  der- 
artige Elemente  stets  unbotmäßig  sind  und  auch  die  ruhigen  Arbeiter 
oft  verleiten  und  so  nur  den  Aufsehern  Unannehmlichkeiten  und  Wider- 
wärtigkeiten bereiten.  Diese  Arbeitslosen  wurden  erforderlichen  Falles 
im  Wege  der  Armenpflege  unterstützt. 

d)  Endlich  trat  noch  insofern  eine  Beschränkung  ein,  als  bereits 
seit  1900  nur  Verheiratete  beschäftigt  wurden.  Ledige  wurden  grund- 
sätzlich zurückgewiesen.  Nur  wenn  sie  noch  andern  Personen  gegen- 
über unterhaltspflichtig  waren ,  was  der  Armenverwaltung  nachzu- 
weisen war,  wurden  sie  beschäftigt.  Ohne  Zweifel  haben  verheiratete 
und  unterstützungspflichtige  Personen  ungleich  schwerer  an  den  Folgen 
der  Arbeitslosigkeit  zu  leiden,  als  ledige,  die  nicht  gebunden  sind  und 
sich  deshalb  viel  leichter  auch  an  andern  Orten  nach .  Arbeit  umsehen 
können.  M.  E.  ist.es  aber  nötig,  auch  hier  mehr  den  einzelnen  Fall  zu 
beurteilen,  und  nicht  den  jungen  Arbeiter,  weil  er  ledig  ist,  einfach  ab- 
zuweisen. Einmal  werden  die  jungen,  noch  ungeübteren  Arbeiter  bei 
schlechter  Oeschäftslage  von  den  Unternehmern  zuerst  entlassen.  Dann 
aber  kann  es  vorkommen,  daß  der  Vater  zu  den  Notstandsarbeiten  zu- 
gelassen wird  und  für  die  Familie  arbeiten  muß,  während  seine  Söhne, 
weil  sie  abgewiesen  werden  und  sonst  keine  Arbeit  finden^  ihre  Zeit  mit 
Nichtstun  hinbringen.  Endlich  aber  ist  große  Gefahr  vorhanden,  daß 
die  jungen  Arbeiter  während  des  drei-  bis  viermonatlichen  Feierns  ver- 
wildern. Natürlich  ist  die  Beaufsichtigung  der  jungen  Arbeiter  viel 
schwerer,  und  gerade  sie  machen  den  Aufsehern  am  meisten  zu  schaffen, 
worüber  in  Halle  besonders  im  Winter  1901/02  zu  klagen  war.  Es 
empfiehlt  sich  deshalb  besondere  Abteilungen  für  Jugendliche  unter 
strenger  Aufsicht  zu  bilden.  Noch  weiter  ist  Straßburg  gegangen,  wo 
die  jungen  Leute,  die  noch  nicht  18  Jahre  alt  waren,  nicht  eher  ein- 
gestellt wurden,  als  bis  sie  den  Eintritt  in  eine  Fortbildungsschule  nach- 
gewiesen hatten.    Eine  solche  Einrichtung  kann  nur  mit  großer  Freude 
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begrüßt  werden.  A'on  noch  größerem  Segen  aber  würde  die  Durch- 
führiing  des  Vorschlags  des  Straßburger  Vertreters  auf  der  22.  Jahres- 
versammhmg  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohltätigkeit  ^) 
sein,  für  die  Jüngern  Arbeiter  eine  kürzere  Arbeitszeit  festzusetzen  und 
.-^ie  für  den  Rest  des  Tages  in  irgend  welchen  Unterricht  zu  schicken. 
Es  würde  dadurch  sicher  der  Verrohung  und  Verwilderung  energisch 
entgegengetreten. 

5.  Die  Einstellung  der  Arbeitslosen  und  das  Arbeitsverhältnis.  Wie 

bereits  oben  erwähnt,  hatten  sich  1901/02  und  1902/03  die  Arbeitslosen 
bei  der  Armenverwaltung  zu  melden,  von  der  sie  nach  Prüfung  der 
Personalien  dem  Stadtbauamt  zur  Einstellung  überwiesen  wwden.  Dieses 
verfügte  dann  die  Einstellung,  und  zwar  wurde  der  Tag  der  Einstellung 
1902  03  auf  der  Rückseite  des  Fragebogens  vermerkt.  Der  Arbeiter 
selbst  wurde  dm^ch  eine  gedruckte  Mitteilung  benachrichtigt  und  auf- 
gefordert, sich  an  dem  festgesetzten  Tage  auf  dem  Arbeitsplatze  ein- 
zufinden. Bei  der  Einstellung  wurden  zuerst  die  Arbeitslosen  mit  großer 
Kinderzahl  berücksichtigt.  So  wurden  im  Dezember  1902^  weil  der 
Andrang  sehr  groß  war,  nur  die  beschäftigt,  die  fünf  Kinder  und  mehr 
zu  ernähren  hatten.  Eine  Kündigung  gab  es  nicht.  Wenn  die  fest- 
gesetzte Zeit  abgelaufen  war,  wurden  die  Arbeiter  ohne  weiteres  ent- 
lassen. Vereinzelt  kam  es  auch  vor,  daß  Arbeiter  zur  Strafe  vorzeitig 
entlassen  wurden,  faUs  sie  sich  Trunkenheit  oder  Unbotmäßigßeit  hatten 
zu  schulden  kommen  lassen.  Den  Arbeitern  stand  es  ebenfalls  frei,  die 
Arbeit  ohne  Kündigung  niederzulegen,  und  von  diesem  Recht  haben 
sie  auch,  wie  sich  später  ergeben  wird,  den  größten  Gebrauch  gemacht. 

6.  Die  Zahl  der  Notstandsarbeiter.  In  den  ersten  Jahren  sind  ge- 
nauere Aufzeichnungen  über  die  Zahl  der  Notstandsarbeiter  nicht  gemacht. 
1892/93  sollen  täglich  durchschnittlich  95  bis  100  Arbeiter  beschäftigt 
gewesen  sein.^)  Genaue  Zahlen  finden  sich  nur  über  die  Arbeiten  im 
Winter  1901/02,  wo  vom  Unternehmer  eine  Liste  geführt  wurde,  und 
1902/03,  wo  die  Er  agebogen  genaue  Auskunft  geben. 

1901/02  meldeten  sich  1427  verheiratete  Arbeiter,  die  ledigen  sind 
nicht  notiert.  Von  diesen  1427  wurden  121  (8,5%)  als  nicht  ortsangehörig 
zurückgewiesen.  979  =  68,6  %  haben  Arbeitsanweisung  erhalten,  davon 
aber  haben  nur  690  die  Arbeit  angetreten.  Es  wurden  demnach  48,4% 
der  Verheirateten,  die  sich  gemeldet  hatten,  beschäftigt.  Von  den  327, 
die  sich  bei  Schluß  der  Arbeit  noch  gemeldet  hatten,  aber  nicht  mehr 
beschäftigt  wurden,  waren  149  bereits  einmal,  34  zweimal  und  3  dreimal 
beschäftigt  gewesen,  sodaß  also  141  =  9,9%  von  den  Arbeitslosen,  die 
sich   gemeldet  hatten,   überhaupt  nicht  beschäftigt  wurden.    Die  No- 

1)  62.  Heft  der  Scliriften  des  Vereins  S.  30/31. 

-)  „Arbeitslosigkeit  uud  Arbeitsvermittlung  in  Industrie-  und  Handelsstädten." 
Scliriften  des  Freien  dtsch.  Hochstifts.    1894.    S.  60. 
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tierungen  der  Meldungen  sind  allerdings  in  unregelmäßigen  Zwischen- 
räumen geschehen,  doch  lassen  sich  die  Zahlen  immer  für  einen  Zwischen- 
raum von  1  Monat  feststellen.    Danach  meldeten  sich: 

Ende  Kov.  Davon  wurden  Arbeitsanweisung 

bis  10.  Dez.  608  zurückgewiesen  46  erhielten  180 

10.  Dez. 

bis  13.  Jan.  213  28  259 

13.  Jan. 

'  bis  10.  Febr.  354  '  38  248 

10.  Febr. 

bis  17.  März  252  9  297 


1427  121  997 

1902/03  meldeten  sich  im  ganzen  1186  Arbeitslose;  von  diesen 
meldeten  sich  94  zweimal  und  6  dreimal.  Es  wurden  268  =  22,6^0  zu- 
rückgewiesen, und  zwar,  weil 

1.  nicht  ortsangehörig  112 

2.  nicht  gemeldet  auf  dem  Einwohnermeldeamt  5 

3.  landarm  1 

4.  arbeitsscheu  6 

5.  Trinker  3 

6.  sie  nicht  für  die  Familie  sorgten  2 

7.  Saisonarbeiter  mit  hohem  Lohn  ^  1 

8.  ledig  138 

914  wurden  demnach  berücksichtigt,  darunter  waren  31  Le  dige 
Von  den  914  schieden  40  aus,  weil  sie  krank  oder  verzogen  waren, 
andere  Arbeit  gefunden  oder  ilir  G-esuch  zurückgezogen  hatten.  874^ 
d.  s.  73,7%  der  Gresamtzahl  erhielten  Arbeitsanweisung.  Da  364  die 
Arbeit  nicht  aufnahmen,  wurden  510  =  43,0%  der  Gresamtzahl  beschäftigt. 
Yen  diesen  wurden  3  zur  Strafe  entlassen  und  157  legten  die  Arbeit 
vor  ihrer  Entlassung  freiwillig  nieder,  sodaß  nur  350  =^  29,5  %  die  Arbeit 
bis  zu  ihrer  Entlassung  behielten.  Bemerkenswert  ist  hier  die  hohe 
Zahl  derer,  welche  die  Arbeit  nicht  aufnahmen,  und  derer,  welche  sie 
freiwillig  niederlegten.  Das  erstere  ist  darauf  zurückzuführen,  daß,  wo- 
rauf unten  noch  eingehend  zurückzukommen  ist,  eine  sehr  lange  Zeit 
verging,  ehe  Arbeit  angewiesen  wurde,  und  viele  in  dieser  Zeit  wohl 
selbst  wieder  andere  Arbeit  gefunden  hatten.  Das  letztere  läßt  sich 
einerseits  daraus  erklären,  daß  die  Arbeit  für  viele  zu  schwer  und  un- 
gewohnt war,  wie  schon  oben  hervorgehoben  wurde.  Andererseits  aber 
ist  auch  eine  Anzahl  Personen  darunter/  welche  sich  wegen  Arbeits- 
losigkeit um  Armenunterstützung  beworben  hatten.  Da  nun  aber  auf 
Beschluß  der  Armenverwaltung  alle  diese  eine  Bescheinigung  vom  Stadt- 
bauamt beizubringen  hatten,  daß  sie  bei  den  Notstandsarbeiten  entweder 
beschäftigt  gewesen  waren  oder  nicht  sofort  angenommen  werden  konnten , 
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arbeitetan  sie  einige  Tage,  um  dann,  indem  sie  vorgaben,  die  Arbeit  sei 
zu  schwer,  das  Gesuch  von  neuem  einzureichen. 

Um  nun  sowohl  hinsichtlich  der  Zahl  der  Arbeiter  als  auch  hin- 
sichtlich einiger  anderer  Punkte  einen  Vergleich  der  Hallenser  Ergebnisse 
mit  denen  anderer  Städte  anstellen  zu  können,  sind  diejenigen  Stadt- 
verwaltungen, welche  ähnliche  statistische  Aufzeichnungen  gemacht 
haben,  um  die  Beantwortung  verschiedener  Fragen  ersucht.  Auf  Grund 
der  Antworten  ergab  sich  folgendes: 


Es  meldeten 
sich  zu  den 
Notstands- 
arbeiten 

Davon  w 
beschä 

absolut 

urden 
Ptigt 

in  ^Vo 

Ein  Not- 
stands- 
arbeiter  kam 
auf?  der  Be- 
völkerung 

Halle  a.  S. 

1901/02 

1427 

690 

48.4 

230.1 

Halle  a.  S. 

1902/03 

1186 

510 

43.0 

307.0 

Essen 

1902/03 

984 

951 

96.6 

124.9 

Darmstadt 

1902/03 

429 

356 

82.9 

203.3 

Düsseldorf 

1902/03 

1063 

736 

69.2 

290.4 

Mainz 

1903/04 

265 

149 

56.0 

565.4 

Offenbach 

1904/05 

134 

113 

84.3 

446.4 

Danach  steht  Halle  am  ungünstigsten  da,  denn  es  wurden  in  beiden 
Jahren  nicht  einmal  die  Hälfte  derer,  die  sich  gemeldet  hatten,  be- 
schäftigt, während  in  den  andern  Städten  der  Prozentsatz  bedeutend 
höher  war.  Der  Hauptgrund  dafür  ist  in  der  folgenden  Tatsache  zu 
erblicken. 

7.  Die  Wartefrist  bis  zur  Anweisung  von  Arbeit.  Die  Zeit,  welche 
von  der  Meldung  bis  zur  Einstellung  verstrich,  läßt  sich  für  1902/03 
aus  dem  Fragebogen  berechnen.  Es  ist  allerdings  das  Datum  der  Ein- 
stellung bei  vielen  nicht  ausgefüllt,  es  konnte  jedoch  immerhin  bei 
585  Meldungen  festgestellt  werden.  Es  ergab  sich,  daß  Arbeit  an- 
gewiesen wurde  bis  zum  Ablauf  von 

1  Woche    nach  der  Meldung 

2  Wochen 
3 


4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
13 


109  Bewerbern 
112 
96 
72 
73 
50 
27 
25 
19 
1 
1 
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.  Durclischnittlich  dauerte  es  26  Tage  =  3,7  Wochen,  elie  den 
Arbeitslosen  Beschäftigung  gewährt  wurde.  Es  ist  dies  eine  ungeheuer 
lange  Zeit  und  dieser  Punkt  ist  ohne  Zweifel  als  der  größte  Mißstand 
bei  den  ISTotstands arbeiten  1902/03  zu  bezeichnen.  Die  meisten  Arbeiter 
waren  doch  schon  von  fast 'allen  Mitteln  entblößt,  als  sie  sich  zu  den 
]N^otstandsarbeiten  meldeten;  müssen  sie  dann  aber  noch  mehrere  Wochen 
warten,  so  wird  dadurch  der  ganze  Zweck  dieser  Veranstaltungen  ver- 
eitelt, denn  es  soll  doch  den  Arbeitslosen  gerade  schnell  geholfen  werden. 
Diesem  Umstände  trugen  auch  die  andern  Städte  Rechnung:  in  Offen- 
bach  und  Darmstadt  wurden  die  Arbeitslosen  sofort  am  Tage  nach 
ihrer  Meldung  eingestellt,  während  in  Mainz  durchschnittlich  9  Tage 
vergingen. 

8.  Die  Dauer  der  Beschäftigung  richtete  sich  nach  der  jeweiligen 
Bedürftigkeit.  1901/02  wurden  die  Arbeiter  infolge  des  großen  An- 
dranges alle  14  Tage  gewechselt. 

1902/03  wurden  die  Arbeiter,  da  der  Andrang  nicht  so  groß  war, 
meist  auf  28  Tage  (einschließlich  der  Sonntage)  eingestellt,  manche  auf 
33  und  einige,  weniger  bedürftige  auf  14  Tage.  Die  Zeit,  welche  die 
Arbeiter  tatsächlich  gearbeitet  haben,  läßt  sich  für  fast  alle  beschäftigten 
Arbeiter  feststellen,  und  zwar  arbeiteten  (die  Sonntage  abgerechnet): 


1 

Tag 

22  Arbeiter 

17  Tage 

15  Arbeiter 

2 

Tage 

8 

11 

18  „ 

19 

11 

3 

Tl 

12 

11 

19  „ 

1 

V 

4 

11 

4 

11 

21  „ 

6 

11 

5 

11 

6 

V 

22  „ 

1 

11 

6 

n 

15 

11 

24  „ 

130 

11 

7 

11 

21 

11 

25  „ 

6 

11 

8 

11 

1 

11 

27  „ 

5 

11 

9 

11 

12 

11 

28  „ 

3 

11 

10 

11 

11 

>1 

29  .  „ 

15 

11 

11 

11 

20 

11 

30  „ 

1 

11 

12 

yi 

69 

11  r 

31  „ 

2 

11 

13 

11 

8 

11 

33  „ 

2 

11 

14 

11 

7 

11 

37  „ 

1 

11 

15 

yi 

23 

11 

40  „ 

1 

11 

16 

11 

14 

11 

56  „ 

1 

11 

462  Arbeiter 


Die  mittlere  Beschäftigungsdauer  ist  danach  15,9  Tage.  Es  ist  dies 
im  Verhältnis  zu  der  langen  Dauer  der  Notstandsarbeiten,  131  —  18  Sonn- 
tage =-^113  Arbeitstage,  eine  sehr  geringe  Beschäftigungszeit.  Halle  steht 
auch  hier  wieder  am  ungünstigsten  da,  denn  diese  Zahl  betrug  in  Offen- 
bach 52  Tage,  Darmstadt  43,  Düsseldorf  30  und  Mainz  28,6  Tage. 
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9.  Die  Arbeitsbedingungen.  In  der  Schrift  des  Kaiserl.  Statistischen 
AnitsM  wird  mit  Eecht  darauf  hingewiesen,  daß  der  Ausdruck  „Lohn" 
für  diese  Arbeiten  nicht  zutreffend  sei.  Der  Zweck  und  Charakter  der 
JSTotstandsarbeiten  sei  ein  ganz  anderer  als  der  freier  Arbeiten,  denn  der 
Kreis  der  zugelassenen  Personen  sei  in  mannigfacher  Weise  beschränkt, 
eine  Kündigungsfrist  sei  in  der  Kegel  nicht  vorgesehen,  auch  entspreche 
die  Grröße  der  Arbeitsleistung  in  vielen  Fällen  bei  der  Verschiedenheit 
der  Arbeiter  nicht  den  sonst  gestellten  Korderungen.  Man  könne  des- 
halb hier  eigentlich  nur  von  „Vergütungen"  sprechen.  Ks  soll  aber  der 
Kürze  Avegen  hier  wie  dort  der  Ausdruck  „Lohn"  angewendet  werden. 

Für  diese  Löhne  sind  nun  ganz  andere  Gresichtspunkte  maßgebend, 
als  bei  der  Festsetzung  der  Löhne  für  Arbeitsleistungen  auf  Grrund 
eines  gewöhnlichen  Arbeitsvertrages.  Aus  der  Zusammenstellung  des 
Kaiserl.  Statistischen  Amtes  ergibt  sich,  daß  im  allgemeinen  in  der 
Praxis  der  Städte  der  Lohn  nach  folgenden  Prinzipien  festgesetzt  wird : 

Als  niedrigste  Grenze  wird  der  Lohn  gefordert,  der  hinreichend 
ist,  um  wählend  der  Arbeitslosigkeit  dem.  Arbeitslosen  die  Erhaltung 
seiner  und  semer  Familie  Existenz  zu  ermöglichen.  M.  E.  sollte  man 
aber  doch  aus  Menschlichkeits-  und  ebenso  aus  Zweckmäßigkeitsgründen 
einen  zu  niedrigen  Lohnsatz  vermeiden,  denn  durch  zu  niedrige  Löhne 
wird  den  Arbeitern  von  vornherein  jede  Arbeitslust  genommen,  und  in- 
folge mangelhafter  Arbeit  steigen  natürlich  die  Unkosten. 

Der  Höchstlohn  soll  den  ortsüblichen  Tagelohn  nicht  überschreiten. 
Man  begründet  dies  damit,  daß  ein  höherer  Lohn  einerseits  die  Privat- 
unternehmer veranlassen  würde,  wenigerbeschäftigte  Arbeiter  zu  ent- 
lassen und  auf  die  i^otstandsarbeiten  zu  verweisen:  ferner  damit,  daß 
dadurch  den  Arbeitern  ein  Anreiz  zum  Aufgeben  freier  Arbeiten  ge- 
geben werde.  Endlich  würden  dadurch  die  Arbeiter,  die  bei  den  isTotstands- 
arbeiten  beschäftigt  würden,  veranlaßt  werden,  sich  nicht  nach  anderer 
Beschäftigung  umzusehen.  Der  erste  Grrund  ist  wenig  stichhaltig,  denn 
der  Unternehmer,  der  sich  einen  Stamm  guter  Arbeiter  erhalten  will, 
wird  diese  behalten,  auch  wenn  Notstandsarbeiten  eingerichtet  werden, 
andererseits  würde  er  überflüssige  Arbeiter  entlassen,  auch  wenn  keine 
Kotstandsarbeiten  veranstaltet  würden.  Dagegen  werden  die  andern 
Grründe  bei  der  Mehrzahl  der  Arbeiter  zutreffen,  wenn  auch  nicht  geleugnet 
werden  soll,  daß  ein  Teil  die  Beschäftigung  bei  den  Kotstandsarbeiten 
als  ein  Übergangsstadium  betrachtet  und  sich  sobald  als  möglich  nach 
anderer  Arbeit  umsieht.  Aber  sonst  wird  allgemein  bemerkt,  daß  die 
große  Zahl  der  Bewerber  sich  daraus  erklärt,  daß  die  Arbeiter  hoffen, 
bei  wenig  Arbeit  hinreichenden  Lohn  zu  finden. 


1)  a.  a.  0.  S.  76. 

2)  a.  a.  0.  S.  77 ff. 
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Diese  Grrundsätze  über  die  Höhe  des  Lohnes,  die  sich  in  der  Praxis 
herausgebildet  haben,  sind  auch  in  der  Literatur^)  anerkannt. 

In  Halle  stellte  sich  in  den  einzelnen  Jahren  die  Höhe  des  Lohnes 
folgendermaßen: 

1900/1901  wurde  für  das  cbm  geschlagener  Steine  3  Mk.  gezahlt, 
für  im.  Tagelohn  ausgeführte  Arbeiten  ein  Stundenlohn  von  27  Pf.,  d.  i. 
bei  8  Stunden  reiner  Arbeitszeit  ein  Tagelohn  von  2.16  Mk. 

1901/02  wurden  je  nach  der  Arbeitsfähigkeit  verschiedene  Löhne 
bezahlt,  und  zwar  betrug  d^r  Mindestlohn  24  Pf.  pro  Stunde,  nur  in 
wenigen  Fällen  wurden  an  Invalide  22  Pf.  gezahlt.  Der  Höchstlohn  be- 
trug 30  Pf.,  der  Durchschnittslohn  27  Pf.  Danach  schwankte  bei  acht- 
stündiger Arbeitszeit  der  Tagelohn  zwischen  1.76  Mk.  und  2.40  Mk. 
Im  Stücklohn  konnten  tüchtige  Arbeiter  3.20  Mk.  verdienen. 

1902/03  betrug  der  Durschschnittsstundenlohn  28  Pf.  Fleißige 
Arbeiter  konnten  auch  hier,  namentlich  bei  den  Steinschlagarbeiten, 
über  3  Mk.  verdienen. 

Sehr  zu  wünschen  wäre,  daß  überall,  wie  es  schon  in  mehreren 
Städten  üblich  ist,  eine  Abstufung  der  Löhne  nach  der  Bedürftigkeit 
eintritt,  daß  also  nicht  allein  das  Quantum  geleisteter  Arbeit  maß- 
gebend ist. 

Eine  weitere  Frage  ist  die  nach  dem  Lohnsystem.  In  Halle  sind, 
wie  es  mit  der  Art  der  Arbeiten  zusammenhängt  und  wie  es  auch 
üblich  ist,  die  Erdarbeiten  im  Tagelohn,  die  Steinschlagarbeiten  im 
Akkordlohn  ausgeführt.  Flesch'^)  und  Hartmann  ^)  betrachten  es  als 
vollkommen  verfehlt,  wenn  der  Stücklohn  allgemein  und  ohne  jede  Aus- 
nahme gelten  solle;  dies  widerspräche  geradezu  dem  Wesen  der  Not- 
standsarbeiten. Man  brauche,  um  dies  zu  erkennen,  sich  nur  zu  ver- 
gegenwärtigen, daß  Leute  von  verschiedensten  Berufen  bei  diesen  Ar- 
beiten zusammengewürfelt  seien,  daß  neben  jungen  und  kräftigen  Per- 
sonen, die  der  Arbeit  vöUig  gewachsen  sind,  alte  und  schwächliche 
Männer  sich  abmühen.  Die  Erfahrung  hat  vollkommen  die  Berechtigung 
dieser  Ansicht  erwiesen.  „So  hat  man  z.  B.  in  Karlsruhe  in  der  ersten 
Woche  die  Leistung  jedes  Arbeiters  getrennt  gemessen,  es  stellte  sich 
dabei  heraus,  daß  unmöglich  ein  einheitlicher  Lohn  gezahlt  werden 
konnte.  Die  Leistungen  schwankten  nämlich  zwischen  0.18  und  0.95 
cbm  für  den  Kopf  und  Tag.  Nahm  man  nun  für  den  schlechtesten 
Arbeiter  einen  Lohn  von  1.50  Mk.  für  den  Tag  an,  so  wäre  die  beste 
Leistung  mit  7.90  Mk.  zu  bezahlen  gewesen,  und  wäre  umgekehrt  die 
letztere  mit  2.50  Mk.  vergütet  worden,  so  hätte  der  schlechteste  Arbeiter 
nur  0.47  Mk.  für  den  Tag  erhalten.   Von  der  zweiten  Woche  ab  wurde 


1)  Adler:   Handwörterbucli  d.   St.  I   S.  903.    Hartmann  a.   a.   0.  Seite  13. 
Scliwander  a.  a.  0.  S.  36.    Anders  Lindemann  a.  a.  0.  Seite  176/7. 

2)  riesch:  a.  a.  0.  Sp.  558. 

3)  Hartmann:  a.  a.  0.  S.  13. 
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angeordnet,  daß  die  Lehnte  gruppenweise  in  Stücklohn  arbeiten  und  zwar 
so,  daß  immer  scliwache  und  leistungsfähige  Personen  in  einer  Grruppe 
vereinigt  wurden.  Auf  diese  Weise  und  durch  wiederholte  Umstellungen 
in  den  Gruppen  erreichte  man,  daß  der  Unterschied  in  den  Leistungen 
der  einzelnen  ziemlich  ausgeglichen  wurde/^  ^)  Ahnliche  Differenzierungen 
hat  man  noch  in  Mainz,  Maimheim,  Kolmar  und  Frankfurt  a.  M.  vor- 
genommen-). Auch  in  Halle,  wo  ein  einheitlicher  Stücklohn  bei  Stein- 
schlagarbeiten gezahlt  wurde,  hat  sich  gezeigt,  daß  diese  Art  der  Lohn- 
zahlung für  Notstandsarbeiten  unmöglich  ist.  Denn  gerade  bei  den 
Steinschlagarbeiten  legten  fast  alle  Arbeiter,  die  nicht  Professionisten 
waren,  nach  wenigen  Tagen  die  Arbeit  nieder,  wie  uns  das  Stadtbau- 
amt bestätigte.  Und  wohl  in  vielen  Fällen  ist  dies  nicht  darauf  zurück- 
zuführen, daß  die  Leute  nicht  arbeiten  wollten,  sondern  darauf,  daß  sie 
bei  dieser  schweren,  ungewohnten  Arbeit  nicht  soviel  verdienen  konnten^ 
als  sie  unbedingt  zum  Leben  brauchten.  Der  Nutzen  dieser  Art  Not- 
stands arbeiten,  die  noch  dazu  1902  03  den  Hauptteil  bildete,  kam  deshalb 
nur  wenigen  Personen  zu  statten,  so  daß  auch  aus  diesem  G-runde  die 
Notstandsarbeiten  nicht  ihrem  Zwecke  entsprachen.  Da  sich  nun  Zeit- 
lohn bei  Steinschlagarbeiten  wegen  der  damit  verbundenen  schwierigen 
Kontrolle  schlecht  durchführen  läßt,  so  ist  es  unumgänglich  nötig,  daß 
entweder  der  Stücklohn  nach  der  Arbeitsfähigkeit  und  Geeignetheit  ab- 
gestuft wird,  oder  wie  es  in  mehreren  Städten  geschieht,  ein  täglicher 
Mindestlohn  gezahlt  wird.  Es  ist  allerdings  dabei  zu  fürchten,  daß  die 
geübten  Arbeiter  dann  weniger  leisten,  aber  dem  könnte  in  etwas  durch 
Zahlen  von  Prämien  abgeholfen  werden. 

Die  Arbeitszeit  betrug  1902/1903  einschließlich  zweier  Pausen 
von  1^/2  Stunden  9  Stunden,  sodaß  sich  eine  reine  Arbeitszeit  von 
7^2  Stunden  ergibt.  In  den  übrigen  Städten  schwankte  die  reine  Ar- 
beitzeit zwischen  6^/4  und  10^/2  Studen,  sodaß  der  Durchschnitt  8V2 
Stunde  betrug. 


10.  Die  Gesamtkosten  und  die  Mehricosten  der  Notstandsarbeiten.  In 

Halle  sind  in  den  einzelnen  Jahren  folgende  Summen  für  Notstands- 
arbeiten verausgabt: 

1892/93:  50  400  Mk.  d.  i.  auf  1000  Einwohner:  471.03 


Mk. 


1893/94:  46  000 
1894/95:  33  203 
1900/01:  10  000 
1901/02:  45  000 
1902/03:  48  000 


422.02 
299.12 
62.89 
220.13 
301.88 


Die  Ausgaben  des  Jahres  1902/03  setzten  sich  folgendermaßen  zusam- 
men: 8000  Mk.  Erd-  und  Chaussierungsarbeiten  für  Straßenregulierungen, 


1)  Hartmann:  a.  a.  0.  S.  14. 

2;  Lindemann:  a.  a.  O.  S.  179/80. 
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9800  Mk.  Herstellen  von  Pflanzlöcliern  für  Alleebäume  und  30200  Mk. 
Steinsclilagarbeiten. 

Die  Zahlen  bezeiclinen  selbstverständlich,  nicht  die  Summen,  welche 
von  der  Stadt  zu  Grünsten  der  Arbeitslosen  aufgewendet  sind.  Für  diese 
Frage  kommt  nur  in  Betracht  der  Mehraufwand,  denn  von  der  allge- 
meinen Regel,  daß  Notstands  arbeiten  erhebliche  Mehrkosten  veranlassen, 
macht  auch  Halle  keine  Ausnahme,  wenigstens  nicht  hinsichtlich  der 
Arbeiten  im  Winter  1901/02  und  1902/03.  Für  die  neunziger  Jahre, 
für  'die  ja  überhaupt  nur  wenige  Aufzeichnungen  vorhanden  sind,  läßt 
sich  dies  nicht  feststellen.  Dagegen  findet  sich  über  die  Notstands- 
arbeiten im  Winter  1900/01  in  den  Akten  die  Bemerkung,  daß  ein 
eigentlicher  Mehraufwand  nicht  entstanden  ist,  da  die  eingestellten 
Arbeitslosen  dieselben  Löhne  und  Akkordsätze  wie  die  ständigen  Ar- 
beiter erhielten.  Nur  sei  insofern  eine  außergewöhnliche  Belastung  des 
Etats  eingetreten,  als  die  Ausführung  der  Arbeiten  nicht  unbedingt 
nötig  war,  sondern  damit  noch  länger  gewartet  werden  konnte. 

1901/02  dagegen  hat  sich  ein  Mehraufwand  von  5^0  =  2250  Mk. 
herausgestellt,  der  besonders  dadurch  entstanden  ist,  daß  die  Arbeiten 
auch  bei  Frostwetter  bis  —  5^  B.  fortgesetzt  sind.  Ob  dieser  Prozentsatz 
richtig  ist,  läßt  sich  nicht  feststellen;  er  scheint  aber  nur  auf  einer 
oberflächlichen  Schätzung  zu  beruhen,  jedenfalls  muß  seine  Bichtigkeit, 
wenn  man  mit  ihm  die  hohen  Zahlen  des  folgenden  Jahres  vergleicht, 
stark  in  Zweifel  gezogen  werden.  Halle  steht  mit  diesen  5  %  auch  sehr 
günstig  da,  wie  aus  einer  Zusammenstellung  von  Hartmann  ^)  zu  ersehen 
ist.  Es  kommen  hier  nämlich  Mehrkosten  bis  50  ^/o  vor.  Allerdings 
ist  eine  Vergleichung  nur  bedingt  zulässig,  da  die  Kostenrechnung  der 
verschiedenen  Gremeinden  nicht  die  gleiche  ist,  und  wohl  auch  die  ver- 
schiedenen Posten,  die  in  der  Summe  enthalten  sind,  nicht  gleich- 
artig sind.  ; 

Im  Jahre  1902/03  bildeten  die  Mehrkosten  mit  15  700  Mk.  32.7% 
der  Gres amtkosten  ^).  In  den  übrigen  Städten  schwankten  diese  Zahlen 
zwischen  7%  S^o?  ^^^^  Durchschnitt  betrug  35^0-  die  ein- 

zelnen Arbeitsarten  verteilten  sich  die  Mehrkosten  in  folgender  Weise: 
Straßrenregulierungen  1000  Mk.  =  12.5  7o  der  Gresamtkosten 
Herstellen  von  Pflanzlöchern  2450  Mk.  =  25  7o  der  Gresamtkosten 
Steinschlagarbeiten  12  250  Mk.  =  40.6  %  der  Gresamtkosten. 
Bei  sämtlichen  Städten  betrug  der  Durchschnittssatz  bei  den  Erdarbeiten 
29  7o5  bei  den  Steinschlagarbeiten  34%. 

Ein  Vergleich  zwischen  den  einzelnen  Städten  läßt  sich  aus  dem 
oben  angeführten  Grrunde  auch  hier  schlecht  ziehen.     Jedenfalls  läßt 

1)  Hartmann:  a.  O.  S.  19 

2)  Die  folgenden  Zahlen  sind  der  Schrift  des  Kaiserl.  Stat.  Amts  entnommen. 
M.  E.  wäre  es  klarer  gewesen  zu  sagen:  die  ^fotstandsarbeiten  sind  .  .  .^/q  teurer  als 
gewöhnliche  Arbeiten. 


sich  aus  der  verschiedenen  Höhe  der  Mehrkosten  nicht  auf  eine  größere 
oder  geringere  Fürsorge  der  Städte  für  ihre  Arbeitslosen  schließen,  da 
es  natürlich  kein  Verdienst  der  Städte  ist,  wenn  die  Mehrkosten  be- 
sonders hoch  sind.  Dagegen  kann  man,  wenn  man  die  Höhe  der  Aus- 
gaben für  Notstandsarbeiten  auf  je  1000  Einwohner  berechnet,  an- 
nähernd auf  den  Umfang  der  Arbeit  schließen,  und  je  nach  dem 
größern  oder  geringem  Umfange  läßt  sich  wieder  folgern,  ob  die  Not- 
Standsarbeiten  mehr  oder  weniger  Arbeitern  zu  gute  gekommen  sind. 
Dies  ist  in  nachstehender  Tabelle  geschehen,  es  sind  dabei  für  die 
Kosten  der  Notstandsarbeiten  die  Angaben  des  Kaiserl.  Statistischen 
Amts,  für  die  Einwohnerzahl  die  Zahlen  für  1900  zu  Grrunde  gelegt. 


Gesamtausgaben  für  Not- 

Mehrkosten  der  JSiofc-  ' 

Einwohner- 

staiidsarbeiteii 

,  Standsarbeiten 

zani 

absolut 

auf  je  1000 
Einwohner 

J6 

absolut 

auf  je  1000 
Einwohner 

a.  l. XII.  1900 

1.  Essen  

118862 

i  aV  \J\J\J.  

öOD.lO 

2.  Mulilhaus.i.E. 

89  118 

74812.84 

840.59 

37  489.78 

421,23 

ö.  Barmen  .... 

141  944 

81 381.65 

573.81 

30  753.55 

216.56 

4.  Darmstadt  . . 

72  381 

36  374.23 

505.20 

7  743.44 

107.55 

5.  Mannheim  . . 

141 131 

70  716.30 

501.53 

15  584.09 

110.52 

6.  Bielefeld .... 

63  046 

27  000.— 

428.57 

5  000.— 

79.36 

7.  Hannover .  . . 

235  649 

72  200.— 

305.93 

12  500.— 

52.97 

8.  Halle  a.  S. .  . . 

156  609 

48000.— 

305.73 

15  700.— 

100.—  , 

9.  Karlsruhe .  . . 

97  185 

20  841.97 

214.86 

8  954.97 

92.32 

10.  Aachen  .... 

135  245 

25  101.10 

185.93 

13  000.— 

96.30 

11.  Krefeld  .... 

106893 

18  627.71 

174.09 

3  713.65 

34.71 

12.  Worms  .... 

40  705 

6  960.— 

169.75 

1 150.52 

28.06 

13.  Hamburg  . . . 

705  738 

90  000.— 

127.48 

80  000.— 

113.32 

14.  Nürnberg  . . . 

261 081 

32  000.— 

122.60 

5  200.— 

19.92 

15.  Erfurt  

85  202 

10 155.— 

118.53 

5  000.— 

58.82 

16.  Fürth  

54 144 

5  992.81 

110.97 

1 198.56 

22.20 

17.  Chemnitz  .  . . 

206  913 

22  508.25 

108.73 

6  393.25 

30.80 

18.  Ludwigs- 

hafen .... 

61914 

6  700.— 

108.06 

4812.— 

77.61 

Die  Tabelle  zeigt,  daß  manche  der  angegebenen  Summen^  so  auch 
in  Halle,  auf  reiner  Schätzung  beruhen,  weil  runde  Zahlen  angegeben 
sind,  manche  dagegen  auf  genauer  Berechnung.  Auch  aus  diesem 
Grrunde  sind  die  Zahlen  nur  mit  Vorbehalt  aufzunehmen.  Die  Gesamt- 
ausgaben schwankten  zwischen  1008  Mk.  in  Essen  und  108  Mk.  in 
Ludwigshafen  für  je  1000  Einwohner,  die  Mehrkosten  zwischen  421  Mk. 
in  Mühlhausen  und  20  Mk.  in  Nürnberg.  Diese  allgemeine  Verteuerung 
der  Notstandsarbeiten  läßt  sich  auf  verschiedene  Grründe  zurückführen. 
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Durcli  den  Frost  in  strengen  AVintern,  und  gerade  in  diesen  sind  ja 
ITotstands arbeiten  am  meisten  nötig,  ist  das  Erdreicli  sehr  fest  geworden, 
sodaß  die  Arbeitsleistung  bedeutend  herabsinkt,  während  zugleich  die 
AVerkzeuge,  welche  meistens  von  der  Stadtverwaltung  geliefert  werden. 
Tingleich  mehr  abgenutzt  werden.  Die  erheblichen  Mehrkosten  bei  den 
Steinschlagarbeiten  werden  allgemein  darauf  zurückgeführt,  daß  der 
Bezug  fertigen  Schotters  sich  billiger  stelle,  als  die  vorgängige  Anfuhr 
der  Basaltbrocken  und  deren  Bearbeitung  an  Ort  und  Stelle.  Ein 
weiterer  Grund  für  die  Verteuerung  der  Notstandsarbeiten  ist  der,  daß 
viele  Notstandsarbeiter  nicht  kräftig  genug  sind  oder  nicht  die  nötige 
Übung  besitzen  und  deshalb  nur  wenig  schaffen.  Endlich  befinden  sich 
unter  den  Notstands arb eitern  sehr  viel  Elemente,  welche  selbst  nicht 
viel  leisten  und  auch  andere  vom  Arbeiten  abhalten.  Hartmann  ^)  führt 
dies  mit  Recht  darauf  zurück,  daß  die  minderwertigen  Arbeiter  im 
Falle  einer  gewerblichen  Krisis  zuerst  von  den  Unternehmern  abge- 
stoßen werden  und  daß  diese  Arbeiter,  welche  sich  in  großer  Zahl  zu  den 
Notstandsarbeiten  melden,  sich  vor  allem  Trunkenheit  und  Widersetzlich- 
keit zuschulden  kommen  lassen.  Die  meisten  Städte  hätten  üble  Er- 
fahrungen gemacht  in  dieser  Beziehung,  so  mußten  z.  B.  in  Leipzig  von 
560  Arbeitern  120  ===  21.4  ^/o  wegen  ungebührlichen  Betragens,  Trunken- 
heit oder  ähnlicher  Grründe  entlassen  werden.  Einige  Städte  allerdings, 
darunter  auch  Halle,  hätten  berichtet,  daß  sie  keinen  Grund  zur  Klage 
gehabt  hätten.  Demgegenüber  betont  aber  das  bereits  erwähnte  G-ut- 
achten  der  Armen  Verwaltung,  daß  gerade  bei  den  Notstandsarbeiten  im 
Winter  1901/02,  von  denen  Hartmann  spricht,  darüber  geklagt  wurde, 
daß  besonders  von  jugendlichen  Personen  andere,  auch  ältere  Arbeiter, 
aufgewiegelt  und  unzufrieden  gemacht  sind. 

In  den  ersten  beiden  Arbeitswochen  des  Winters  1901/02  mußten 
vier  Arbeiter  wegen  Unbotmäßigkeit  und  Trunkenheit  entlassen  werden, 
später  sind  darüber  keine  Aufzeichnungen  mehr  gemacht.  1902/03  war 
weniger  zu  klagen,  da  ja  die  arbeitsscheuen  Elemente  nach  Möglichkeit 
zurückgewiesen  wurden.  Nach  den  Fragebogen  wurden  nur  drei  zur 
Strafe  entlassen. 

Um  nun  festzustellen,  wieviel  jeder  Notstandsarbeiter  die  Stadt 
durchschnittlich  kostete,  müßten  genaue  Zahlen  über  die  ausgezahlten 
Löhne  vorliegen,  was  aber  nicht  der  Fall  ist;  denn  in  den  angegebenen 
Summen  sind  auch  die  Ausgaben  für  Beschaffung  des  Materials,  Fuhr- 
lohn usw.  enthalten.  Legt  man  diese  Zahlen  zu  Grunde,  so  kamen 
1901/02  auf  den  Arbeiter  45000:690  =  65.22  Mk.,  und  Mehrkosten  ver- 
ursachte ein  Arbeiter  durchschnittlich  2250:690  =  3.26  Mk.  1902/03 
kamen  auf  den  Kopf  48  000:510  =  94.12  Mk.  und  Mehrkosten  15  700: 
510  =  30.78  Mk.    Da  nun  jeder  Arbeiter  durchschnittlich  16  Tage  be- 


1)  „Die  Eegelung  der  N.  A."  S.  120. 

2)  Haitmann :  a.  a.  O.  S.  21. 
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schäftigt  war,  so  verursachten  die  Notstandsarbeiten  1902/03  pro  Tag 
und  Kopf  der  Stadt  30.78 : 16  =  1.92  Mk.  Unkosten,  d.  h.  ganz  erheblich 
mehr,  als  die  Stadt  hätte  aufwenden  müssen,  wenn  sie  die  Arbeitslosen 
im  AVege  der  Armenpflege  unterstützt  hätte.  Von  den  übrigen  Städten 
fsind  die  Angaben  nur  für  Essen  und  Darmstadt  bekannt,  und  zwar 
verursachte  ein  Notstandsarbeiter  im  Durchschnitt  in  Essen  40  000:951 
=  42.06  Mk.  und  in  Darmstadt  7743 :  356  =  24.56  Mk.  Mehr-  d.  h.  Un-^ 
kosten.  — 

Im  folgenden  ist  nun  noch  auf  einige  Tatsachen  hinsichtlich  der 
persönlichen  Verhältnisse  der  Arbeitslosen,  wie  sie  sich  aus  den  Frage- 
bogen für  1902/03  ergaben,  näher  einzugehen,  zunächst  auf  den 

11.  Beruf  der  Arbeitslosen,  welche  sich  zu  den  Notstandsarbeiten  ge- 
meldet hatten.  In  der  folgenden  Tabelle  sind  die  absoluten  und  rela- 
tiven Zahlen  für  HaUe  enthalten,  und  zwar  sind  hier  diejenigen,  die  sich 
mehrfach  gemeldet  haben,  ausgeschieden.  Ferner  sind  in  der  Tabelle 
die  relativen  Zahlen  für  sechs  andere  Städte  zum  Vergleich  angegeben- 


Berufsgrappen 

Halle  a.  S. 
1902/03 

absol. !  relativ 

i 

^  CO 

o  o 
relativ 

relativ 

1  CO 

relativ 

CO 

IIS 

relativ 

relativ 

relati  v^ 

1.  Ungelernte  Arbeiter  . . 

718 

66.1 

46.5 

66.2 

41.8 

73.8 

36.1 

48.0 

160 

14.7 

21.6 

9.5 

20.0 

9.1 

23.5 

6.3 

3.  Metallarbeiter  i 

144 

13.3 

15.5 

4.6 

183 

9.6 

10.1 

11.8 

4.  Greschirrfüh.,  Hausdien. 

20 

1.8 

7.8 

6.5 

0.8 

3.2 

1.3 

0.8 

5.  Lebensmittelberufe  . . . 

12 

1.1 

1.0 

0.4 

4.2 

2.8 

0.8 

10 

0.9 

2.1 

1.2 

4.2 

2.6 

6.7 

0.8 

7.  Bergleute   

5.1 

8.  Sonstige  Berufe  

22 

2.1 

5.5 

6.5 

10.7 

1.7 

19.5 

26.0 

Summe 

1086 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

I 


Es  zeigt  sich  hier,  daß  sich  die  Arbeitslosen  in  sämtlichen  Städten, 
auf  die  einzelnen  Berufsgruppen  in  der  Weise  verteilen,  daß  der  größte 
Prozentsatz  auf  die  ungelernten  Arbeiter  entfällt,  wie  dies  auch  nicht 
anders  zu  erwarten  war.  Es  folgen  sodann  mit  Ausnahme  Offenbach& 
die  Bauhandwerker,  darauf  die  Metallarbeiter,  die  übrigen  Berufe  treten 
mehr  oder  weniger  zurück.  —  Für  Halle  läßt  sich  die  Kategorie  der 
ungelernten  Arbeiter  noch  näher  spezialisieren.  Es  war  nämlich  auf 
den  Fragebogen  gefragt,  wo  der  Betreffende  zuletzt  in  Arbeit  gestanden 
hatte;  es  ist  nun  allerdings  bei  manchen  nur  der  Name  oder  der  Ort 
des  Arbeitgebers  genannt,  bei  den  meisten  läßt  sich  jedoch  der  Gewerbs- 
zweig feststellen.  Danach  waren  von  den  718  ungelernten  Arbeitern 
308  als  Bauarbeiter  und  34  zuletzt  in  Zuckerfabriken  beschäftigt  gewesen. 
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Keclinet  man,  zu  den  308  Bauarbeitern  die  160  gelernten  BauliandAverker 
hinzu,  so  ergibt  sich,  daß  468  =  43.6  7o  sämtlicher  Arbeitslosen  im  Bau- 
gewerbe beschäftigt  gewesen  waren.  Diese  hohe  Zahl,  welche  durch- 
aus noch  als  Minimalzahl  aufzufassen  ist,  ist  mit  ein  Beweis  für  die 
Richtigkeit  der  oben  erwähnten  Ansicht  der  Denkschrift i),  „daß  ge- 
rade die  überwiegende  Menge  der  Beschäftigungslosen  im  Winter  in 
den  Städten  sich  stets  aus  dem  Baugewerbe  rekrutiert." 

Interessant  ist  es,  mit  den  Zahlen  der  Berufe  derjenigen,  welche 
sich- überhaupt  zu  den  Notstandsarbeiten  gemeldet  haben,  zu  vergleichen, 
wieviel  von  den  einzelnen  Berufsgruppen  die  Arbeit  aufgenommen  und 
wieviele  bis  zur  Entlassung  gearbeitet  haben. 


sich,  gemeddet  ' 
absolut  ' 

Es  h 

die  Arb 
genor 

absolut 

aben 

eit  auf- 
nmen 

% 

bis  zur  Entlassung 
gearbeitet 

absolut  1  ^Iq 

1.  Ungelernte  Arbeit. 

718 

66.1 

341 

66.7 

249 

67.9 

2.  Bauhandwerker  . . . 

160 

14.7 

66 

13.0 

41 

11.2 

3.  Metallarbeiter  .... 

144 

13.3 

82 

16.1 

65 

17.7 

4.  Geschirrf.,  Hausd. 

20 

1.8 

7 

1.4 

4 

1.1 

5.  Lebensmittelberufe 

12 

1.1 

2 

0.4 

2 

0.5 

6.  Holzarbeiter   

10 

0.9 

6 

1.2 

3 

0.8 

7.  Sonstige  Berufe  .  . 

22 

2.1 

6 

1.2 

3 

0.8 

Summa 

1086 

100.0 

510 

100.0 

367 

100.0 

Die  Tabelle  ergibt  eine  Zunahme  der  Yerhältniszahlen  nur  bei  den 
ungelernten  Arbeitern  und  den  Metallarbeitern,  während  die  übrigen 
Berufe,  namentlich  die  Bauhandwerker,  eine  Abnahme  erfahren. 

12.  Familienstand  und  Zahl  der  Angehörigen  der  Arbeitslosen.  Von 

den  1086  Arbeitslosen  waren  171  =  6.4  ^/^  ledig,  von  diesen  wurden  31= 
2.8%  (^er  Gesamtzahl  berücksichtigt,  weil  sie  noch  andere  Personen  zu 
unterhalten  hatten.  13  waren  verwitwet  oder  geschieden,  902  ver- 
heiratet. 

In  den  Fragebogen  war  hinsichtlich  der  Kinder  unterschieden 
zwischen  der  Zahl  der  Kinder  unter  14  Jahren  und  der  Kinder  über 
14  Jahre  im  Haushalt.  Es  w^ar  dabei  aber  nicht  danach  gefragt,  ob 
diese  Kinder  irgendwie  zur  Bestreitung  des  Unterhalts  etwas  beitrugen. 
Es  ist  das  als  ein  Mangel  zu  bezeichnen,  da  nur  unter  Berücksichtigung 
dieses  Umstandes  die  I^otlage  des  Bewerbers  richtig  beurteilt  werden 
kann.  Über  die  Zahl  der  Kinder  der  Arbeitslosen  gibt  die  folgende 
Tabelle  Auskunft;  und  zwar  ist  dabei  unterschieden  einerseits  zwischen 


-1)  Denkschrift  I.  S.  442. 
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den  Kindern  unter  14  Jahren  und   den  Kindern  über  14  Jalire  und 

andererseits    zwischen    den  Kindern    der  zugelassenen,  der  zurückge- 

Aviesenen  Arbeiter  und  der  xlrbeiter,  welche  bei  Schluß  der  Notstands- 
arbeiten noch  einzustellen  waren. 


Zahl  der  Kinder 

unter  14:  Jahren 

über  14  Jahre 

1 

2 

3 

4 

6 

6 

7 

8 

Sa. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Sa. 

1. 

der  ziigel.  Arbeitslos. 

123 

151 

150 

81 

36 

9 

3 

621 

126 

73 

37 

17 

9 

3 

265 

3. 

der  ziirückgew. 

28 

27 

18 

8 

1 

81 

11 

9 

3 

1 

24 

3. 

d.  noeli  eiiizustell. 

2 



9 

2 

1 

3 

Zusammen 

140 

180 

1G8 

89 

72 

36 

10 

3 

704 

137 

84 

41 

18 

9 

3 

292 

Danach  hatten  704  Arbeitslose  2036  Kinder  unter  14  Jahren  zu  er- 
nähren, d.  h.  jeder  durchschnittlicli  2.9;  und  bei  292  Arbeitslosen  befanden 
sicli  51)3  Kinder  über  14  Jahre  im  Haushalte,  im  Durchschnitt  also  in 
einem  dieser  Haushalte  1.9. 

Um  nun  die  Zahl  der  Angeliörigen  der  Arbeitslosen  zu  erfahren, 
muß  folgende  Eechnung  vorgenommen  werden: 

902  waren  verheiratet,  hatten  also  noch  ihre  Ehefrau  mitzu- 
unt  erhalten, 

31  Ledige  wurden  berücksichtigt,  hatten  also  noch  mindestens 
eine  Person  zu  ernähren, 
dazu  kommen  2036  Kinder  imter  14  Jahren  und  563  Kinder 
über  14  Jahre.  Das  sind  zusammen  3532  Angehörige.  Von 
den  1086  Bewerbern  scheiden  171  —  31  =  140  Ledige  aus, 
welche  nur  für  sich  zu  sorgen  hatten.  Es  hatten  also  946 
für  3532  oder  jeder  im  Durchschnitt  für  3.8  Personen  zu 
sorgen.    Dieselbe  Zahl  (3.8)  ergab  sich  auch  für  Düsseldorf. 

13,  Die  Meldungen  in  den  einzelnen  Monaten  verteilten  sich  in  folgender 
Weise : 


November 

417 

=  38.3% 

Dezember 

192 

=  17.7  „ 

Januar 

226 

=  21.0  „ 

Februar 

145 

=  13.3  „ 

März 

106 

=   9-7  „ 

Auch  hier  war  demnach  wie  im  Winter  1901/02  der  Andrang  im 
November  und  Januar  am  größten.  Die  verhältnismäßig  geringe  Zahl 
im  Dezember  ist  ohne  Zweifel  darauf  zurückzuführen,  daß  vor  Weih- 
nachten manche  Arbeiter  andre  Beschäftigung  gefunden  hatten. 
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14.  Die  Dauer  der  Arbeitslosigkeit,  welcke  bis  zur  Meldung  verstrichen 
war,  läßt  sicli  aus  folgender  Tabelle  erkennen  (für  5  Arbeitslose  war  die 
Frist  nicbt  bekannt) : 


Es  waren  arbeitslos  .... 
Monate 

1 

1 

1 

—5? 
1 

CM 

L 

—2? 

CO 
CQ 

CO 
CO 

1 

CO 

1 

lo 

1 

1 

lo 

o 

1 

<:£> 

00 

1 
1 

i> 

Ol 

1 

00 

CM 
iH 

1 
1 

CM 

Summa 

1.  Ungelernte  Arbeiter  .  . 

128 

.70 

92 

29 

31 

13 

17 

7 

7 

2 

1 

2 

1 

3 

2 

1 

3 

2 

411 

80 

58 

60 

36 

27 

12 

10 

3 

8 

2 

3 

2 

1 

1 

3 

1 

307 

3.  Bauliandwerker  .... 

23 

30 

43 

28 

9 

6 

8 

4 

5 

1 

1 

1 

1 

160 

4.  Metallarbeiter  .... 

32 

20 

27 

11 

8 

7 

8 

6 

5 

5 

5 

1 

2 

2 

1 

3 

1 

144 

5,  Gesckirrführer,  Hausdien. 

3 

3 

4 

5 

1 

2 

1 

19 

6.  Lebensmittelberufe .    .  . 

1 

4 

1 

2 

1 

1 

1 

11 

2 

2 

2 

1 

2 

1 

10 

8.  Sonstige  Berufe      .    .  . 

3 

3 

2 

2 

1 

3 

1 

3 

1 

19 

Insgesamt 

272 

186 

234 

112 

79 

45 

47 

23 

26 

12 

11 

5 

2 

6 

6 

5 

7 

3 

1081 

25.2 

17.2 

21.6 

10.4 

7.3 

4.2 

4.3 

7.3 

2.5 

100.0 

Danach,  meldete  sich  ein  Viertel  sämtlicher  Arbeitslosen  in  der 
ersten  Woche  nach  dem  Eintritt  der  Arbeitslosigkeit;  im  ersten  Monat 
ihrer  Arbeitslosigkeit  meldeten  sich  64^05  17.7%  2.  Monat,  8.5^0  ™ 
3.  Monat,  9.8  %  waren  länger  als  ein  Vierteljahr  arbeitslos.  Wie  aus 
der  Tabelle  zu  ersehen  ist,  hatten  verschiedene  Arbeiter  ihre  Arbeits- 
losigkeit auf  1  und  2  Jahre  angegeben,  diese  Leute  sind  wohl  weniger 
als  Arbeitslose  als  vielmehr  als  Arbeitsscheue  zu  bezeichnen.  Die 
durchschnittliche  Arbeitslosigkeit  sämtlicher  Arbeitslosen  war  1  Monat 
11  Tage;  in  Düsseldorf  betrug  sie  1  Monat  6  Tage  und  in  Offenbach 
1  Monat.  Rechnet  man  die  Frist,  welche  verging,  ehe  die  Arbeitslosen 
Beschäftigung  bei  :  den  Notstandsarbeiten  erhielten  (durchschnittlich 
3.7  Wochen),  zu  der  vorangegangenen  Arbeitslosigkeit  hinzu,  so  ergibt 
sich,  daß  jeder  Notstands arbeiter  in  Halle  im  Durchnitt  67  Tage,  d.  h. 
2^4  Monate,  beschäftigungslos  war. 

15.  Die  früheren  Löhne  der  Arbeitslosen.  Zur  richtigen  Beurteilung 
der  Lage  der  Arbeitslosen  ist  es  von  großer  Wichtigkeit  zu  wissen, 
welche  Löhne  sie  vor  Eintritt  ihrer  Arbeitslosigkeit  erhalten  haben. 
Auf  den  Fragebogen  war  gefragt :  „War  (der  Betreffende)  Saisonarbeiter, 
und  zwar":  „Lohn  pro  Tag  als  solcher."  Es  sollte  also  nur  der  Lohn 
der  Saisonarbeiter  angegeben  werden.  Da  aber  den  Beamten,  welche 
die  Bogen  auszufüllen  hatten,  anscheinend  der  Begriff  der  Saisonarbeiter 
nicht  kl'ar  war,  ist  diese  Frage  auch  bei  andern  Arbeitern  und  zwar  in 
597  Fällen,  also  bei  mehr  als  der  Hälfte,  beantwortet.  Die  Ergebnisse 
sind  für  die  einzelnen  Berufe  in  untenstehender  Tabelle  niedergelegt, 
es  sind  dabei  die  Bauarbeiter  von  den  übrigen  ungelernten  Arbeitern  ge- 
trennt, weil  sie  teilweise  höhere  Löhne  erhielten. 
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Es  erliielten  einen  Lohn 
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Ungelernte  Arbeiter 

3 

11 

33 

16 

53 

20 

52 

4 

8 

1 

4 

] 

1 

207 

o 

Bauarbeiter    .    .  . 

3 

5 

5 

49 

26 

69 

15 

21 

3 

4 

200 

3. 

Bauhandwerker  .  . 

1 

3 

1 

10 

5 

10 

5 

19 

4 

8 

3 

5 

3 

1 

78 

4. 

Metallarbeiter     .  . 

1 

5 

1 

12 

3 

32 

4 

19 

7 

2 

3 

89 

5. 

Holzarbeiter  .  . 

1 

2 

2 

1 

6 

6. 

Lebensmittelberufe . 

o 

6 

7. 

Geschirrf .  Hausdieu . 

1 

1 

2 

8. 

Sonstige  Berufe  .  . 

1 

1 

4 

1 

7 

Summa 

3 

15 

43 

24 

119 

53 

176 

30 

59 

16 

29 

5 

12 

3 

6 

3 

1 

597 

Die  liöchsten  Löhne  erliielten  danach  die  Bauhandwerker;  am 
meisten  war  der  Lohnsatz  von  -i  Mk.  vertreten,  24  Arbeiter,  d.  h.  ein 
Drittel,  erhielten  noch  über  4  Mk. 

Bei  den  Bauarbeitern  war  die  Höchstzahl  bei  3  Mk.,  bei  den 
ungelernten  Arbeitern  bei  2.50  Mk.  und  3  Mk.  Die  Metallarbeiter 
hatten  meist  3  Mk.  erhalten,  22  jedoch  erhielten  weniger,  dies  sind  meist 
solche,  die  nicht  in  der  Metallindustrie  tätig  gewesen  waren,  sondern 
wegen  der  schlechten  ^Arbeitsverhältnisse,  die  in  diesen  Jahren  in  dieser 
Industrie  herrschten,  in  einem  andern  Gewerbszweige  Verdienst  suchen 
mußten.  Von  sämtlichen  597  erhielten  176  3  Mk.,  257  weniger  und 
164  mehr  als  3  Mk. 

16.  Zusammenfassung.  Aus  den  vorstehenden  Ausführungen  geht 
hervor,  daß  sich  bei  den  Notstandsarbeiten  viele  Schattenseiten  gezeigt 
haben,  einerseits  allgemeine,  andererseits  besondere  für  Halle.  Zu  den 
ersteren  ist  besonders  zu  rechnen,  daß  die  Notstandsarbeiten  bedeutende 
Kosten  verursachen,  und  daß  nur  ein  kleiner  Teil  der  Arbeitslosen 
daran  teilnehmen  kann.  Für  Halle  ist  besonders  zu  bemängeln,  daß 
eine  sehr  lange  Zeit  (durchschnittlich  3.7  Wochen)  verging,  ehe  die 
Arbeitslosen  überhaupt  Beschäftigung  erhielten  und  daß  die  dann  nach- 
gewiesene Arbeit  nur  von  verhältnismäßig  kurzer  Dauer  (15.9  Tage  im 
Durchschnitt)  war.  Infolgedessen  ist  dem  bestehenden  Notstande  nur 
wenig  abgeholfen,  und  es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  die  Notstands- 
arbeiten im  Winter  1902/03  in  Halle  ihren  Zweck,  den  Arbeitslosen 
schnelle  und  ausreichende  Hilfe  zu  bringen,  gänzlich  verfehlt  haben. 
Diese  Mängel  lassen  sich  jedoch  leicht  dadurch  beseitigen,  daß  die  Not- 
standsarbeiten besser  organisiert  werden.  Eine  verständige  kommunale 
Sozialpolitik  muß  fortdauernd   den  Arbeitsmarkt  beobachten,  um  das 
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Eintreten  einer  Krise  schon  lange  vorausselien  zu  können.  Dann  wird 
alles  sorgfältig  vorbereitet  werden  können  und  die  Stadtverwaltung  wird 
niclit,  wie  das  so  oft  geschehen  ist,  überrascht  werden.  Daß  sich  diese 
Mißstände  leicht  abstellen  lassen,  geht  aus  einem  Vergleich  mit  andern 
Städten  hervor;  besonders  Mannheim  hat  in  dieser  Beziehung  vorbild- 
lich gewirkt.  Eine  wesentliche  Besserung  würde  auch,  wie  es  schon 
von  anderer  Seite  vorgeschlagen  ist,  eine  einheitliche  E^egelung  dieser 
ganzen  Erage  in  allen  deutschen  Städten  bringen. 

'Eine  andere  Frage  ist  aher,  ob  wegen  der  allgemeinen  Mängel,  vor 
allem  wegen  der  ganz  erheblichen  Kosten,  Notstandsarbeiten  überhaupt 
noch  zu  veranstalten  sind.    Diese  Frage  ist  bis  jetzt  durchaus  noch 
nicht  geklärt.    Während  manche  die  Notstands  arbeiten  überhaupt  ver- 
werfen, befürworten  andere  ihre  allgemeine  Einführung.    Die  richtige 
Lösung  dieser  Frage  liegt  wohl  in  der  Mitte.    Die  ständige  Veran- 
staltung von  Notstandsarbeiten  ist  durchaus  nicht  zu  empfehlen,  denn 
dadurch  würde  die  Stadt  eine  rechtliche  Verpflichtung  ihrerseits  zu  Be- 
schaffung von  Arbeitsgelegenheit  anerkennen,  was  unabsehbare  Konse- 
quenzen nach  sich  ziehen  könnte;   die  Arbeiter  aber  würden  sich  auf 
den  sichern  Eintritt  dieses  Verdienstes  verlassen  und  selbst  keine  Für- 
sorge für  die  Zukunft  treffen.    Dagegen  ist  in  Zeiten  langandauernder, 
allgemeiner  Arbeitslosigkeit  im  eigenen  Interesse  der  Gemeinden  zur 
Ergreifung  dieser  außerordentlichen  Maßregel  zu  raten,  denn  den  er- 
wähnten Nachteilen  stehen    doch  größere  Vorteile  gegenüber.  Wenn 
auch  die  Notstandsarbeiten  sich  vielfach  teurer  stellen  als  Armenunter- 
stützung, so  erhält  doch  die  Stadt  dafür  ein  wirtschaftliches  Äquivalent. 
Auch  ist  die  sonstige  Ersparung  für  die  Stadt,  wie  Schwander ^)  aus- 
führt, nur  eine  scheinbare:  „Bei  längerer  Arbeitslosigkeit  tritt  endlich 
doch  ein  Zustand   ein,  welcher  den  Arbeitslosen  zwingt,   trotz  allen 
Widerstrebens  die  Ajmenpflege  in  Anspruch  zu  nehmen.  So  groß  pflegen 
die  Ersparnisse  gewöhnlich  nicht  zu  sein.   Wenn  sich  aber  ein  Arbeiter 
möglichst  lange  von  der  Armenpflege    freihält,  so  ist  ihm  dies  nur 
unter  großen  Entbehrungen  und  Unternährungen  möglich.    Die  Folge 
davon  sind  vielleicht  physische  Krankheiten,  die  endlich  notgedrungen 
auch    seine    wirtschaftliche  Unabhängigkeit   und   Existenz  bedrohen. 
Außerdem  aber  ist  die  Nichtbeschäftigung  der  Arbeitslosen   für  die 
Volkswirtschaft  ein  direkter  Verlust,  nämlich  an  Arbeitskraft."  Ferner 
sind  die  Notstandsarbeiten  ein  wichtiges  Mittel,  um  den  aus  einer  oft 
Monate  dauernden  Arbeitslosigkeit  entspringenden  Grefahren,  wie  Ver- 
rohung und  Arbeitsscheu,   vorzubeugen.    Endlich   bleiben   sehr  viele 
Arbeiter  durch  sie  vor  der  Armenunterstützung  und  damit  vor  einer 
Verkümmerung  des  Ehrgefühls  bewahrt.   So  gibt  auch  Jastrow,  ^)  wenn- 
gleich er  große  Bedenken  gegen  die  Notstands  arbeiten  geltend  macht, 


1)  Scliwander:  a.  a.  O.,  S.  60/61. 

2)  Jastrow:  „Sozialpolitik  und  Verwaltungswissenscli."  Bd.  I.  S.  226/27. 
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zu,  daß  sie  in  gewissen  Fällen  bewilligt  werden  müßten,  allerdings  sollte 
man  es  nur  scliweren  Herzens  tun.  „Das  Verlangen  nach.  Notstands- 
arbeiten taucht  gewöhnlich  zu  einer  Zeit  auf,  wo  die  Meinungen  über 
das  Bestehen  einer  Krisis  noch  auseinandergehen.  Hier  ist  der  Ent- 
schluß zu  Notstandsarbeiten  besonders  schwerwiegend.  Wenn  in  einer 
solchen  Zeit  von  einer  Gemeinde  nach,  der  andern  gemeldet  wird,  sie 
habe  sich  zu  Notstandsarbeiten  entschlossen,  so  wird  der  bis  dahin 
noch  angezweifelten  Krisis  der  Stempel  amtlicher  Beglaubigung  aufge- 
drückt. Der  Unternehmungsgeist  wird  gelähmt,  und  das  Unglück  kommt 
gerade  deswegen,  weil  man  es  an  die  Wand  gemalt  hat.  Werden  Not- 
standsarbeiten in  einer  solchen  noch  zweifelhaften  Zeit  proklamiert,  so 
wird  durch  sie  ein  kleiner  Kreis  von  Notleidenden  über  Wasser  gehalten, 
aber  ein  desto  größerer  in  das  Wasser  hineingerissen.  Notstandsarbeiten 
haben  für  die  Beseitigung  dauernder  Notstände  keine  Bedeutung;  ihre 
Bedeutung  liegt  nur  in  der  vorübergehenden  Linderung."  Das  erste 
Moment,  nämlich  diese  außerordentliche  Wirkung  der  Veranstaltung  von 
Notstandsarbeiten,  ist  entschieden  überschätzt;  dagegen  ist  dem,  daß  die 
Notstandsarbeiten  nur  subsidiären  Charakter  haben,  unbedingt  beizu- 
stimmen. Auch  das  Kaiserliche  Statistiscke  Amt  kommt  auf  Grund 
seiner  Untersuchung  zu  dem  Urteil,  „daß  diesen  Maßregeln  keine  andere 
Bedeutung  zukommt  als  die  eines  Notbehelfs,  da  in  der  Regel  Notstands- 
arbeiten teuer,  unwirtschaftlich  und  nur  in  begrenztem  Maße  möglich 
sind."^)  Deshalb  ist  es  auch  durchaus  nicht  zu  beklagen,  daß  die  Not- 
standsarbeiten bei  den  jetzigen  normalen  Arbeitsmarktverhältnissen  noch 
keine  weitere  Verbreitung  erfahren  haben.  Dagegen  ist  an  dieser  Stelle 
nochmals  auf  die  vorbeugende  Maßnahme  der  richtigen  zeitlichen  Dis- 
position der  Arbeit  zu  verweisen.  Es  ist  dahin  zu  wirken,  daß  die 
Stadtverwalung  stets  eine  umfassende  Verteilung  der  Gemeindearbeiten 
für  das  ganze  Jahr  vornimmt  und  dabei  diejenigen,  die  nicht  unbe- 
dingt zu  einer  gewissen  Zeit  oder  möglichst  schnell  vorgenommen 
werden  müssen,  tunlichst  in  die  arbeitslose  Zeit,  d.  h.  den  Winter  ver- 
legt. Diese  Verschiebung  hat  bedeutende  Vorteile.  In  erster  Linie  wirkt 
sie  vorbeugend  gegen  die  Arbeitslosigkeit.  Dann  sind  für  die  Arbeits- 
bedingungen die  Bestimmungen  des  freien  Arbeitsvertrages,  besonders 
über  Höhe  des  Lohnes,  maßgebend.  Ferner  leidet  das  Selbstgefühl  der 
Arbeiter  nickt;  endlich  aber  ist  dies  Mittel  viel  geräuschloser  als  die 
Notstandsarbeiten. 


III.  Die  Armenunterstützung. 

Vorbemerkung.  Es  ist  bereits  in  der  Einleitung  darauf  hin- 
gewiesen, daß  die  Unterstützung  der  Arbeitslosen  durch  die  Armen- 
pflege nicht  zu  den  Maßnahmen  gegen  die  Arbeitslosigkeit  im  engern 
Sinne  zu  rechnen  ist;  daß  aber  diese  Unterstützung  bis  jetzt  fast  die 

1)  Denkschrift  I  S.  5. 
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einzige  Fürsorgemaßnalinie  der  Städte  gewesen  ist  und  auch,  in  Zukunft 
vorderhand  noch  größtenteils  sein  wird,  und  daß  deshalb  bis  jetzt  fast 
allgemein  die  Armenpflege  zu  den  Maßnahmen  gegen  die  Arbeitslosigkeit 
gerechnet  ist  und  auch  in  der  vorliegenden  Untersuchung  mitbehandelt 
werden  soll. 

Es  ist  bei  der  Unterstützung  der  arbeitslosen  Armen  seitens  der 
Armenpflege  zu  unterscheiden,  ob  der  Unterstutzte  als  Entgelt  eine  Arbeit 
zu  leisten  hat,  wobei  wieder  Unterbringung  und  Beschäftigung  in  einer 
Anstalt  (geschlossene  A^rmenpflege)  und  Beschäftigung  in  offener  Armen- 
pflege zu  trennen  ist,  oder  ob  die  Unterstützung  gewährt  wird,  ohne  daß 
eine  Arbeit  dafür  gefordert  wird. 

1  Die  Beschäftigung  der  arbeitslosen  Armen  in  einem  Arbeitsliause. 

,   Bereits  1828  war  vom  Magistrat  eine  Arbeitsanstalt  gegründet^  um 

1.  die  an  Müßiggang  gewöhnten  Vagabunden  und  Bettler  zu  einem 
besseren  Lebenswandel  zu  führen; 

2.  den  Arbeitslustigen,  denen  es  an  Arbeit  fehlte,  solche  zu  ver- 
schaffen. 

Sie  war  somit  eine  Zwangs-  und  eine  freiwillige  Arbeitsanstalt.  In 
welchem  Maße  von  der  zweiten  Bestimmung  Grebrauch  gemacht  wurde, 
kann  nicht  mehr  festgestellt  werden,  da  darüber  keinerlei  Aufzeichnungen 
vorhanden  sind.  1852  wurde  diese  Arbeitsanstalt  aufgehoben,  weil  in- 
folge der  veränderten  Gresetzgebung,  namentlich  der  Aufhebung  des 
polizeilichen  Strafverfahrens,  die  Zahl  der  Zwangsarbeiter  bedeutend 
abnahm,  auch  die  freiwilligen  Arbeiter  weniger  wurden,  sodaß  die  Anstalt 
zu  ihrem  Fortbestehen  eines  un verhältnismäßigen  Zuschusses  der  Armen- 
kasse bedoicfte.  Die- ganze  Einrichtung  der  Anstalt  wurde  verkauft,  und 
die  Grebäud^  wurden  dem  Königlichen  Kreisgericht  zur  Benutzung  als 
Gefängnis-Bescliäftigungsanstält  vermietet. 

.  Bereits  am  [21.  Mai  1855  aber  erging  ein  Gresetz  zur  Ergänzung 
des  Armenpflegegesetzes  vom  31.  Dezember  1842,  in  welchem  das  Vor- 
handensein von  Arbeitshäusern  zum  Zweck  der  Armendisziplin  voraus- 
gesetzt wird.  Infolgedessen  verlangte  die  Königliche  Regierung  die 
Errichtung  eines  Armenhauses  resp.;  einer  Anstalt  zur  Aufnahme  und 
Beschäftigung  der  aus  öffentlichen  Mitteln  zeitwpise  oder  dauernd  unter- 
stützten Personen.  So  sah  gich  die:  Stadt  gezwungen,  das  ehemalige 
Arbeitshaus  mit  einem  Kostenaufwand  von  1522  Talern  11  Sgr.  zu  einem 
Arbeitshause  im  Sinne  des  Gresetzes  einzurichten.  Diese  neue  Arbeits- 
anstalt wurde  am  11.  November  1856  eröffnet.  Nach  dem  Regulativ 
vom  6.  September  1856  tv'är  dieselbe  bestimmt: 

1.'.  zur  Aufnahme '  derjenigen  obdachlosen  Personen,  denen  die 
Behörde  ein  Unterkommen  zu  beschaffen i  genötigt  war; 

^  2.  zur  Aufnahme  derjenigen  Armen,  denen  die  Armendirektion 
statt  Almosen  den  Aufenthalt  zur  Arbeit  in  der  Anstalt 
anwies; 
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3.  zur  zwangsweisen  Einstellung  der  in  den  Artikeln  11 — 13  de» 
erwähnten  Gresetzes  bezeichneten  Personen,  namentlich  also 
solcher,  welche  die  Ihrigen  hülflos  ließen  und  dazu  im  Ver- 
waltungs-  oder  gerichtlichen  Wege  fruchtlos  aufgefordert 
wurden. 

Diese  neue  Anstalt  war  also  im  wesentlichen  eine  Korrektions- 
anstalt. Da  sämtliche  Akten  der  Anstalt,  welche  1891  einging,  ver- 
nichtet sind,  läßt  sich  nicht  mehr  feststellen,  inwieweit  die  Beschäftigung 
in  der  Arbeits  an  st  alt  als  Armenunterstützung  zur  Anwendung  ge- 
kommen ist. 

Alle  in  die  Arbeitsanstalt  aufgenommenen  Personen  wurden  je 
nach  ihren  Kräften  zu  Arbeiten  angehalten.  Die  Arbeiten  bestanden  in 
Federreißen,  Roßhaarzupfen,  Formen  von  Braunkohlensteinen  und  Be- 
sorgung der  Reinigung  der  Straßen  und  Kanäle,  soweit  die  Stadt  dazu, 
verpflichtet  war.  Auch  wurden  Häuslinge  zur  Verrichtung  von  Haus- 
arbeiten gegen  Tagelohn  an  Private  überlassen.  Als  wesentlichster 
Nutzen  der  Anstalt  wird  im  Verwaltungsbericht  der  Stadt  Halle  von 
1856/57  bezeichnet,  daß  dieselbe  einen  heilsamen  Schrecken  unter  den 
Schichten  der  Bevölkerung  hervorgerufen  hat,  die  gewohnt  waren,  sich 
obdachlos  umherzutreiben  und  die  Ihrigen  der  öffentlichen  oder  privaten 
Mildtätigkeit  zu  überlassen.  Besonders  die  öffentlich  zu  verrichtende 
Arbeit  der  Straßenreinigung  bildete  ein  wirksames  Schreckmittel.  Außer- 
dem war  die  Disziplin  sehr  streng  und  endlich  war  die  Beköstigung 
durchaus  nicht  geeignet,  den  Häuslingen  das  Leben  angenehm  zu  machen. 
Sie  bestand  nämlich  anfangs  für  den  ganzen  Tag  in  1^2  Pfd.  Brot^ 
morgens  in  ^4  Quart,  mittags  in  1  Quart  geschmalzter  dicker  Suppe  und 
abends  in  dem  nötigen  Salz  zum  Brode.  Sonn-  und  Festtags  gab  es 
1  Quart  Mehlsuppe  zum  Frühstück  und  an  den  ersten  Feiertagen  der 
drei  hohen  Feste  1/2  Pfd.  Rindfleisch  zu  dem  in  Fleisch  gekochten 
Gremüse. 

Infolge  dieses  abschreckenden  Einwirkens  auf  die  untere  Bevölke- 
rung der  Stadt  zeigte  sich  bald,  daß  bei  anderen  städtischen  Instituten 
Ersparnisse  gemacht  wurden. 

Die  Anstalt  hat  bis  zum  1.  April  1890  bestanden.  Sie  wurde  auf- 
gelöst, weil  einerseits  die  Grebäude  baufällig  waren,  die  Beschaffung  von 
neuen  also  in  Aussicht  stand^  und  andererseits  die  Stadt  viel  Arbeit  und 
Kosten  durch  die  Anstalt  hatte.  Hierzu  kam  noch,  daß  die  Regierung 
häufig  Auswärtige  der  Anstalt  überwies,  zu  deren  Aufnahme  und  Ver- 
pflegung sich  die  Stadt  keineswegs  verpflichtet  fühlte.  Die  noch  vor- 
handenen Korrigenden  wurden  nach  Zeitz  überführt. 

2.  Die  Beschäftigirng  in  offener  Armenpflege. 

Die  Beschäftigung  der  arbeitslosen  Armen  in  offener  Armenpflege 
ist  nicht  zu  verwechseln  mit  den  Notstandsarbeiten.  Bei  letzteren  handelt 
es  sich  um  Schaffung  neuer  Arbeit,  hier  dagegen  um  Nachweisung  wirk- 


—    38  — 


lieh  vorhandener  Arbeit,  dergestalt^  daß  denjenigen,  welche  sich  wegen 
Arbeitslosigkeit  um  Armenunterstützung  bewerben,  von  der  Armen - 
Verwaltung  Arbeit  angewiesen  wird. 

Eine  derartige  Einrichtung  besteht  in  Halle  wie  auch  in  vielen 
andern  Städten  bis  jetzt  nicht.  Es  ist  dies  als  ein  großer  Mangel  zu 
bezeichnen  und  dieser  Mangel  ist  umsomehr  zu  verwundern,  als  es  be- 
reits seit  langer  Zeit  allgemein  anerkannt  und  gefordert  wird,  daß  nach 
Möglichkeit '  Armenunterstützung  an  Arbeitsfähige  nur  gegen  eine  Arbeits- 
leistung gewährt  werden  soll. 

Bereits  in  der  Nürnberger  Armenordnung  ^)  von  1522  war  bestimmt, 
daß  den  Personen,  die  arbeiten  könnten,  sobald  wie  möglich  Arbeit  nach- 
gewiesen würde,  um  sie  der  Armut  zu  entreißen.  Ferner  forderte  der 
Humanist  Ludwig  Vives  in  seiner  Schrift  „de  subventione  pauperum 
sive  de  humanis  necessitatibus",  welche  ungefähr  zur  selben  Zeit  er- 
schienen ist,  Zuweisung  von  Arbeit  an  diejenigen,  die  keine  Arbeit 
finden  können. 

Das  Allgemeine  Landrecht  erkannte  sogar  Teil  II  Titel  19  §  1 — 3 
ausdrücklich  ein  „Recht  auf  Arbeit"  an,  indem  es  bestimmte :  „Dem 
Staate  kommt  es  zu,  für  die  Ernährung  und  Verpflegung  derjenigen 
Bürger  zu  sorgen,  die  sich  ihren  Unterhalt  nicht  selbst  verschaffen 

können  Denjenigen,  welchen  es  nur  an  Mitteln  und  Grelegenheit, 

ihren  und  der  Ihrigen  Unterhalt  selbst  zu  verdienen,  ermangelt,  sollen 
Arbeiten,  die  ihren  Kräften  und  Fähigkeiten  gemäß  sind,  angewiesen 
werden."  Diese  Vorschrift  gilt  ja  auch  heute  noch  für  die  altpreußischen 
Provinzen ;  aber  abgesehen  davon,  daß  diese  Gresetzesbestimmung  nie  von 
praktischer  Bedeutung  gewesen  ist,  hat  das  Arbeitsverhältnis  im  vorigen 
Jahrhundert  sich  derartig  umgestaltet,  daß  heute  noch  weniger  als  zu 
einer  andern  Zeit  eine  solche  Vorschrift  am  Platze  ist.  .  Außerdem  hat 
ja  auch  jetzt  die  Theorie  des  „Rechts  auf  Arbeit"  kaum  noch  Anhänger; 
selbst  die  Sozialdemokratie  hat  diese  Forderung  fallen  lassen.  Von 
Interesse  ist  die  erwähnte  Bestimmung  des  Allgemeinen  Landrechts  noch 
insofern,  als  sich  Bismarck  im  Reichstag  1884  bei  Beratung  des  So- 
zialistengesetzes darauf  berief  und  sich  selbst  als  Anhänger  dieser  Theorie 
bekannte. 

Im  §  1  Abs.  2  des  preußischen  Gesetzes  betreffend  die  Ausführung 
des  Bundesgesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom  8.  März  1871 
ist  bestimmt :  „Die  Unterstützung  kann  geeigneten  Falls,  so  lange  die- 
selbe in  Anspruch  genommen  wird,  mittelst  Unterbringung  in  einem 
Armen-  oder  Krankenhause,  sowie  mittelst  Anweisung  der  den  Kräften 
des  Hülfsbedürftigen  entsprechenden  Arbeiten  außerhalb  oder  innerhalb 
eines  solchen  Hauses  gewährt  werden."  Ahnliche  Bestimmungen  ent- 
halten auch  die  Gresetze  der  andern  deutschen  Bundesstaaten.    Es  ist 


1)  Hünsterberg:  „Das  Elberfelder  System".  63.  Heft  der  Schriften  des  Deutschen 
Ver.  f.  Armenpli  u.  Wohlt.    S.  10/11. 
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damit  also  dem  Ermessen  der  mit  der  Armenpflege  betrauten  Organe 
überlassen,  ob  sie  die  Gewährung  einer  Arnienunter Stützung  von  einer 
Gegenleistung  abliängig  maclien  wollen. 

Endlicli  bestimmt  §  361  Ziffer  7  StGB.:  ,,Mit  Haft  wird  bestraft: 
wer,  wenn  er  aus  öffentliclien  Armenmitteln  eine  Unterstützung  emp- 
fängt, sicli  aus  Arbeitssclieu  weigert,  die  ilim  von  der  Behörde  an- 
gewiesene, seinen  Kräften  angemessene  Arbeit  zu  verrichten."  Voraus- 
setzung ist  also,  daß  Arbeit  vorhanden  ist,  welche  nachgewiesen  werden 
kann;  aber  diese  Voraussetzung  wird  wohl  im  ganzen  Geltungsgebiete 
des  Strafgesetzbuchs  in  den  seltensten  Fällen  erfüllt  sein. 

In  den  80er  Jahren  hat  sich  besonders  der  Deutsche  Verein  für 
Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  mit  dieser  Frage  beschäftigt.  Bereits 
auf  dem  ersten  Kongreß  des  Vereins  zu  Berlin  1881  wurde  es  als  eine 
„Pflicht  der  kommunalen  Verbände  bezeichnet,  auf  Gewährung  von  Be- 
schäftigung an  die  Arbeitslosen  Bedacht  zu  nehmen."  ^)  Nachdem  weder 
auf  diesem  Kongreß  noch  auf  mehreren  folgenden,  auf  denen  darüber 
verhandelt  wurde,  eine  Einigung  erzielt  werden  konnte,  referierte  auf 
der  Jahresversammlung  in  Magdeburg  1887  Freiherr  von  Reitzenstein 
über  diese  Frage  nochmals  in  ganz  ausführlicher  Weise.  Es  wurde  ein- 
gehend über  diese  Sache  diskutiert,  die  Angelegenheit  aber  nochmals 
an  eine  Kommission  von  15  Mitgliedern  überwiesen.  Wenn  auch  in  den 
einzelnen  Punkten  keine  Einigkeit  erzielt  werden  konnte,  so  war  man 
sich  doch  in  den  Hauptpunkten  einig  und  sowohl  in  dem  Referate^) 
als  in  der  Diskussion^)  wurde  betont,  daß  kein  Streit  darüber  sei,  daß 
das  Ziel  rationeller  Armenpflege  sei:  Kein  Almosen  ohne  Arbeit!  Im 
folgenden  mag  nun  der  Hauptinhalt  des  Referats  wiedergegeben  werden. 
„V.  Reitzenstein  bezeichnet  (S.  17/18)  als  die  Gesichtspunkte,  die  bei  der 
Regelung  der  Armenbeschäftigung  maßgebend  sein  müssen,  folgende: 

1.  Die  Beschäftigung  soll  repressiv  wirken,  d.  h.  sie  soll  der 
Neigung  zum  Müßiggange  keinerlei  Vorschub  leisten  und  so  be- 
schaffen sein,  daß  sie  bei  den  Hilfsbedürftigen  das  Bestreben, 
im  Gebiete  der  freien  Erwerbstätigkeit  lohnende  Beschäfti- 
gung zu  finden,  rege  erhält;  auch  soll  die  Vergütung  nicht 
zu  reichlich  bemessen  sein. 

2.  Sie  soll  erziehlich  wirken,  d.  h.  zur  sittlichen  Hebung  des 
Hilfsbedürftigen  und  einer  Wiedergewöhnung  desselben  an 
ein  geregeltes  und  arbeitssames  Leben  beitragen. 

Die  Beschäftigung  kann  in  der  Weise  vor  sich  gehen,  daß  der 
Arbeitslose  entweder  Arbeit  nachgewiesen  erhält  und  dafür  tarifmäßige 
Vergütung  empfängt,  oder  daß  er  Unterstützung  empfängt  und  dafür 
arbeiten  muß  (S.  10).    Welche  Art  zur  Anwendung  kommt,  richtet  sich 

1)  Schriften  des  Vereins.    4.  Heft  S.  3. 

2)  Schriften  des  Vereins.    4.  Heft  S.  10. 

3)  Schriften  des  Vereins.    5.  Heft  S.  99. 
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natürlicli  nach,  den  örtlichen  Verhältnissen;  aber  jedenfalls  sind  beide 
Arten  als  Armenunterstützung  aufzufassen.  Unbedingt  ist  die  Behand- 
lung zu  individualisieren  (S.  30).  So  kann  man  z.  B.  einen  Arbeiter  einer 
feineren  Industrie,  der  augenblicklich  ohne  Arbeit  ist  und  sich  in  'Not 
befindet,  nicht  längere  Zeit  mit  Erdarbeiten  beschäftigen.  Er  würde 
hiedurch  vielleicht  die  für  seinen  Beruf  erforderliche  Greschicklichkeit 
verlieren.  Hier  muß  vielmehr  eine  Unterstützung  gewährt  werden,  wo- 
durch es  dem  Betreffenden  vielfach  ermöglicht  wird,  in  kurzer  Zeit 
wied^er  Arbeit  in  seinem  Berufe  zu  finden.  Eine  derartige  Beschäftigung 
der  Arbeitslosen  kann  aber  nur  Erfolg  haben,  wenn  sie  in  allen  Gre- 
meinden  zur  Regel  erhoben  wird  (S.  18).  Wenn  nur  einzelne  Städte 
diese  Einrichtung  treffen,  so  wird  schließlich  nur  eine  lokale  Verschie- 
bung stattfinden,  da  dann  die  dem  Müßiggange  zuneigenden  Elemente 
sich  nach  denjenigen  Orten  hindrängen  werden,  welche  bei  der  Praxis 
des  Grebens  ohne  Arbeitsforderung  beharren". 

Alle  diese  Anschauungen  sind  auf  dem  Kongreß  als  richtig  aner- 
kannt, aber  zu  ihrer  Verwirklichung  ist  bis  jetzt  wie  in  den  meisten 
andern  Städten  auch  in  Halle  sehr  wenig  getan.  Es  sind  allerdings  von 
der  Evangelischen  Stadtmission  und  vom  Verein  für  Volks  wohl  Arbeits- 
stätten eingerichtet,  worauf  unten  noch  näher  zurückzukommen  ist,  und 
es  werden  ihnen  auch  öfter .  von  der  Armenverwaltung  Leute  überwiesen. 
Aber  dies  genügt  doch  in  keiner  Weise,  die  Stadt  selbst  muß  für  Be- 
schäftigung für  diejenigen,  welche  sich  wegen  Arbeitslosigkeit  um  Armen- 
unterstützung bewerben,  sorgen,  und  zwar  nicht  nur  für  Handarbeiter, 
sondern  auch  für  Kopfarbeiter.  Es  wird  sich  später  zeigen,  daß  sich 
immer  einige  Schreiber,  Kaufleute  usw.  um  Unterstützung  bewerben; 
wie  leicht  könnten  diese  von  der  Stadtverwaltung  mit  Schreibarbeit,  die 
doch  immer  vorhanden  ist,  beschäftigt  werden.  Daß  das  Fehlen  einer 
derartigen  Einrichtung  in  Halle  ein  großer  Mangel  ist^  wird  auch  von 
der  Armenverwaltung  zugegeben. 

Ein  kleiner  Fortschritt  in  dieser  Hinsicht  ist  insofern  zu  verzeich- 
nen, als  die  Armendirektion  im  Jahre  1905  mit  den  Arbeitsnachweisen 
des  Vereins  für  Volkswohl,  des  Arbeitgeberverbandes  für  das  Bau- 
gewerbe, des  Verbandes  der  Deutschen  Buchdrucker,  des  Brauereige- 
werbes, der  Landwirtschaftskammer  der  Provinz  Sachsen  und  des  Ver- 
bandes der  Metallindustriellen  für  Halle  und  Umgegend  folgende  Ver- 
einbarung getroffen  hat:  „Alle  diejenigen  Personen,  welche  diesen  Stellen 
sei  es  als  Arbeitsuchende,  sei  es  als  Unterstützung  Beantragende  oder 
schon  Empfangende  mittelst  einer  von  dem  zuständigen  Bezirksvor- 
sitzenden oder  Armenpfleger  auszufüllenden  Arbeitskarte  zugewiesen 
werden,  werden  in  derselben  Weise  von  ihnen  berücksichtigt,  wie  die 
freiwillig  sich  meldenden  Personen.  Uber  die  erfolgte  E'achweisung  von 
Arbeit  sowohl  wie  über  die  Nichtzuweisung  stellt  der  Beamte  des  Nach- 
weises eine  Bescheinigung  auf  der  Arbeitskarte  aus.  Diese  Bescheini- 
gung ist  alsdann,  wenn  der  Unterstützungsantrag  aufrecht  erhalten  werden 
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soll,  dem  Bezirksvorsitzenden  oder  Pfleger  unter  allen  Umständen  vor- 
zulegen und  denselben  eventuell  noch  nachzuweisen,  daß  die  nachge- 
wiesene Arbeit  aus  bestimmten  Grründen  nicht  übertragen  worden  ist 
oder  nicht  übernommen  werden  konnte."  Über  das  Ergebnis  dieser 
Maßnahmen  wird  im  Verwaltungsbericht  der  Stadt  Halle  für  1905/06 
gesagt:  „Diese  neue  Einrichtung  hat  sich  sowohl  im  Interesse  arbeits- 
williger Personen  als  auch  namentlich  als  Abwehrmittel  gegen  arbeits- 
scheue Subjekte  bewährt.  Letztere  ziehen  es  jetzt  vielfach  vor,  auf 
Unterstützung  stillschweigend  zu  verzichten."  Wirklich  nennenswerte 
Ergebnisse  sind  aber  bis  jetzt  durch  diese  Maßnahme  nicht  erzielt  und 
sind  auch  vorderhand  nicht  zu  erzielen  wegen  der  außerordentlichen 
Zersplitterung  des  Arbeitsnachweises,  worauf  später  noch  einzugehen  ist. 
Es  ist  also  nach  wie  vor  zu  wünschen,  daß  für  Arbeitsgelegenheit  für 
arbeitslose  Arme  seitens  der  Stadt  gesorgt  wird.  Eine  solche  Einrich- 
tung hat  ja  auch  unleugbar  finanzielle  Vorzüge,  da  dadurch  die  Unter- 
stützungskosten bedeutend  vermindert  werden  und  der  Leistung  der 
Stadt  ein  wirtschaftliches  Äquivalent  gegenübersteht ;  ferner  würde  auch 
die  Zahl  derer,  die  sich  wegen  Arbeitslosigkeit  um  Armenunterstützung 
bewerben,  sich  verringern,  wenn  die  Bewerber  wissen,  daß  sie  arbeiten 
müssen.  Abgesehen  davon  aber  würde  diese  Unterstützung  für  solche 
Arme,  die  vorübergehend  ohne  Erwerbsgelegenheit  und  deshalb  brotlos 
sind,  nicht  eine  derartige  Demütigung  und  Schmälerung  des  Selbstbe- 
wußtseins bedeuten,  wie  sie  ohne  Zweifel  eine  Armenunterstützung  ohne 
Gegenleistung  mit  sich  bringt.  Denn  die  beste  Unterstützung,  welche 
einem  Arbeitslosen  zuteil  werden  kann,  besteht  doch  in  dem  Nachweis 
von  Arbeit. 


3.  Die  Armenunterstützung  ohne  Gegenleistung. 

Die  Arbeitslosigkeit  war  in  früherer  Zeit  in  Halle  kein  Grrund, 
Armenunterstützung  verlangen  zu  können.  So  findet  sich  in  dem  Ver- 
waltungsbericht der  Stadt  Halle  von  1856/57  die  Bemerkung,  daß  die 
Armenpflege  nicht  besonders  in  Anspruch  genommen  werde,  „besondere, 
in  hiesigen  Verhältnissen  beruhende  Gründe  liegen  nicht  vor,  vielmehr 
befijidet  sich  unsere  Stadt  noch  in  besserer  Lage  als  andere  Städte, 
namentlich  hat  die  Armendirektion  bisher  noch  den  Grundsatz  fest- 
halten können,  daß  arbeitsfähige  Personen  wegen  Mangels  an  Arbeit 
nicht  unterstüzt  werden."  1866  und  in  den  folgenden  Jahren  ver- 
schlechterte sich  die  wirtschaftliche  Lage  infolge  des  Krieges  und  der 
Choleraepidemie  außerordentlich.  Es  wurden  jetzt  zwar  auch  noch  keine 
regelmäßigen  Unterstützungen  wegen  Arbeitsmangels  gewährt,  die  Armen- 
verwaltung sah  sich  aber  gezwungen,  an  Personen,  welche  sonst  nicht 
unterstüzt  wurden,  wie  Handarbeiter,  Fabrikarbeiter  und  kleine  Hand- 
werker, außerordentliche  Mietsunterstützungen  zur  Vermeidung  der  Ob- 
dachlosigkeit zu  bewilligen.     In  den  Verwaltungsberichten  von  1879 
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bis  1881  wird  besonders  über  die  Höhe  der  Summen,  die  an  andere 
Gemeinden  wegen  der  Unterstützung  solcher  Personen,  die  in  Halle 
unterstützungsberechtigt  waren,  abgeführt  werden  mußten,  geklagt. 
"Wegen  des  wirtschaftlichen  Niederganges  nach  den  Gründerjahren  und 
der  damit  verbundenen  Arbeitslosigkeit  befanden  sich  nämlich  sehr  viele 
/  junge  Leute  auf  der  Wanderschaft  und  frequentierten  auswärtige  Kranken- 

häuser. Die  Kurkosten  mußten  dann  von  Halle  wieder  ersetzt  werden. 
Sie  betrugen 

/  1878/79 :    1  346,95  Mk. 
1879/80:    3  272,68  „ 
1880/81:    3163,66  „ 

Erst  seit  1887  sind  die  Unterstützungsursachen  in  den  Verwaltungs- 
berichten angegeben  und  zwar  wurden  bis  1891  wegen  Arbeitslosigkeit 
nur  vorübergehende  Unterstützungen  gewährt^  während  seit  dieser  Zeit 
auch  laufende  Unterstützungen  vorkommen,  d.  s.  Unterstützungen,  die 
für  eine  längere  Zeit  als  14  Tage  bewilligt  werden.  In  der  folgenden 
Tabelle  ist  eine  Ubersicht  über  die  Zahl  derer,  die  wegen  Arbeitslosig- 
keit unterstützt  werden  mußten,  gegeben.  Außerdem  enthält  die  Tabelle 
die  Gesamtzahlen  der  von  der  Armen  Verwaltung  Unterstützten  und  den 
Prozentsatz  der  Arbeitslosen  von  dieser  Gesamtzahl. 


Gresamtzahl 
der  von  der 
Armenver- 
waltung 

Wegen  Arbeits- 
losigkeit wurden 
laufend  unterstützt 

Gesamt- 
zahl der 
Tor  üb  er- 
gehend 

Unter- 
stützten 

Wegen  Arbeits- 
losigkeit wurden 
vorübergehend 
unterstützt 

Wegen 
Arbeitslosig- 
keit wurden 

laufend 

Proz.  der 

Proz.  der 

überhaupt 

Unter- 
stützten 

absolut 

Gresamt- 
zahl 

absolut 

Gresamt- 
zalil 

unterstützt 

1887/88 

1240 

97 

7,8 

97 

1888/89 

1121 

76 

6,8 

76 

1889/90 

711 

84 

11,8 

84 

1890/91 

540 

42 

7,8 

42 

1891/92 

1182 

171 

14,5 

171 

1892/93 

1251 

6 

0,5 

1175 

277 

23,6 

283 

1893/94 

1245 

11 

0,9 

947 

190 

20,1 

201 

1894/95 

1296 

39 

3,1 

853 

200 

23,4 

239 

1895/96 

1208 

18 

1,5 

683 

100 

14,6 

118 

1896/97 

1250 

12 

1,0 

738 

97 

13,1 

109 

1897/98 

1242 

4 

0,3 

958 

84 

8,8 

88 

1898/99 

1230 

3 

0,2 

857 

72 

8,4 

75 

1899/1900 

1249 

9 

0,7 

956 

90 

9,4 

99 

1900/01 

1512 

7 

0,5 

1501 

241 

16,0 

248 

1901/02 

.  1660 

34 

2,1 

2647 

980 

37,0 

1014 

1902/03 

1687 

9 

0,5 

2705 

866 

32,0 

875 

1903/04 

1638 

5 

0,3 

1543 

294 

19,1 

299 

1904/05 

1698 

6 

0,4 

1420 

308 

21,7 

314 

1905/06 

1710 

4 

0,2 

1166 

138 

11,8 

142 
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Die  Tabelle  zeigt,  daß  in  den  wirtschaftlicli  sclilecliten  Jahren  1891 
bis  1895  und  1900  bis  1903  die  Armenpflege  außerordentlich  in  Anspruch 
genommen  wurde,  obwohl  zu  derselben  Zeit  von  der  Stadt  Notstand s- 
arbeiten  veranstaltet  wurden.  Der  Höchststand  war  1901/02,  wo  1014 
Arbeitslose  unterstüzt  wurden,  und  diejenigen,  welche  wegen  Arbeits- 
mangels vorübergehend  unterstüzt  wurden,  37  7o  cler  Gesamtzahl  aus- 
maeliten. 

Uber  den  Beruf  der  Arbeitslosen,  welche  Unterstützung  erhielten, 
finden  sich  erst  seit  1901  Angaben  in  den  Verwaltungsberichten.  In 
den  beiden  folgenden  Tabellen  sind  die  einzelnen  Jahre  zusammenge- 
stellt, und  zwar  zuerst  die  absoluten,  dann  die  relativen  Zahlen. 


1 

1901/02  1902/03 

1903/04 

1904/05 

1905/06 

1.  Ungelernte  Arbeiter  .  . 

758 

636 

208 

226 

75 

2.  Metallarbeiter  .... 

132 

110 

30 

15 

4 

3.  Holzarbeiter  

4 

7 

6 

10 

4 

i 
i 

1 

23 

25 

6 

6 

6 

6.  Maler  

12 

11 

9 

7 

8 

7.  Schuhmacher,  Gerber 

4 

10 

4 

8 

5 

8.  Schneider  

25 

8 

10 

10 

4 

9.  Sonstige  Handwerker 

3 

22 

11 

15 

23 

10.  Musiker  ...... 

1 

2 

1 

2 

— 

2 

1 

4 

3 

2 

12  Kaufl  Techniker  Eedakt 

7 

15 

11 

14 

9 

Summa 

1014 

875 

299 

314 

142 

In  Prozenten 

1901/02 

1902/03 

1903/04 

1904/05 

1905/06 

1.  Ungelernte  Arbeiter  .  . 

74,7 

72,7 

69,6 

71,9 

52,8 

2.  Metallarbeiter  .... 

13,0 

12,6 

10,0 

4,8 

2,8 

3,7 

3,5 

1,3 

2,2 

4,2 

4.  Maurer,  Maler,  Glaser  . 

4,4 

4,6 

5,3 

4,4 

9,9 

5.  Bekleidungsgewerbe  .  . 

2,9 

2,0 

4,7 

5,8 

6,3 

6.  Sonstige  Handwerker 

0,3 

2,5 

3,8 

4,8 

16,2 

7.  Kaufleute,  Schreiber  usw. 

1,0 

2,1 

5,3 

6,1 

7,8  , 

Die  Tabellen  zeigen,  daß  die  Zahl  der  ungelernten  Arbeiter  und 
der  Metallarbeiter  ständig  abgenommen  hat.     Es  läßt  sich  das  bei  den 


—    44  — 


letzteren  darauf  zurückführen,  daß  die  Lage  der  Metallindustrie,  welche 
ja  fiir  das  wirtschaftliche  Leben  von  Halle  von  der  größten  Bedeutung 
ist;  sich  in  den  letzten  Jahren  erheblich  günstiger  gestaltet  hat.  Da- 
gegen ist  der  Anteil  der  intelligenteren  Bevölkerung,  d.  h.  der  Schreiber, 
Kaufleute  usw.,  ständig  gestiegen,  von  1%  bis  7,8  7o-  ist  das  ent- 
schieden zu  bedauern,  denn  wenn  derartige  Leute  sich  um  Armenunter- 
stützung  bewerben,  so  läßt  das  immer  auf  einen  Mangel  an  moralischem 
Bewußtsein  schließen.  Es  ist  ja  allerdings  nicht  zu  übersehen,  daß  eine 
wirkliche  Notlage  vorgelegen  hat,  aber  immerhin  sollten  diese  Berufs- 
Massen  versuchen,  die  Armenunterstützung  mit  ihren  Folgen  nach  Mög- 
lichkeit zu  vermeiden. 

Über  die  baren  Summen,  welche  an  Arbeitslose  als  Unterstützung 
von  der  Armenverwaltung  gezahlt  sind,  finden  sich  in  den  Verwaltungs- 
berichten seit  1898  Angaben,  und  zwar  sind  folgende  Beträge  aus- 
gezahlt : 

1898/99:    468,58  Mk.,  d.  i.  für  jeden  durchnittlich  6,51  Mk. 
1899/1900:    556,50    „       „    „       „  „  6,18  „ 

1900/01:  1426,17    „       „    „       „  „  5,91  „ 

1901/02:  9299,00    „       „    „       „  „  9,17  „ 

1902/03:  6535,31    „       „    „       „  „  7,47  „ 

1903/04:  2253,45    „       „    „       „  „  7,53  „ 

1904/05:  2332,32    „       „    „       „  ,  7,42  „ 

1905/06:  1353,35    „       „    „       „  „  9,53  „ 

Daneben  sind  selbstverständlich  noch  Naturalien,  Kleidung  und 
Mietsunterstützung  gewährt.  Der  Wert  dieser  Unterstützungen  ist  aber 
für  die  Arbeitslosen  nicht  gesondert  angegeben. 


4.  Reform  vorschlage. 

Zunächst  ist  hier  eine  Schrift  von  dem  verstorbenen  Professor 
Dr.  E.  Hirschberg  zu  erwähnen:  „Arbeitslosenversicherung  und  Armen- 
pflege^^ ^).  Er  macht  hier,  nachdem  er  bereits  in  einer  früheren  Ab- 
handlung^) diese  Erage  kurz  behandelt  hat,  den  Vorschlag,  in  Anlehnug 
an  die  Armenpflege  eine  besondere  Arbeitslosenfürsorge  zu  schaffen,  und 
stellt  folgende  G-rundsätze  auf  (S.  26): 

1.  „Aus  Gemeindemitteln  wird  ein  Arbeitslosenfonds  errichtet 
zum  Teil  auf  Kosten  des  Armenetats. 

2.  Personen,  welche  die  Armenpflege  wegen  Arbeitslosigkeit  in 
Anspruch   nehmen,   werden   zunächst  dem  Arbeitsnachweis 

1)  Hirschberg:  „Arbeitslosenversidiernng  und  Armenpflege".  Volkswirtschaft!. 
Zeitfragen.    Heft  197,  1903. 

2)  Hirschberg:  „Die  Maßnahmen  gegenüber  der  Arbeitslosigkeit."  Ebenda 
Heft  125.  1894. 
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überwiesen,  wenn  durch  diesen  keine  Arbeit  zu  erlangen  ist,, 
aus  dem  Hilfsfonds  unterstützt. 

3.  Die  Unterstützung  aus  dem  Arbeitslosenfonds  gilt  nicht  als. 
Armenunterstützung. 

4.  Bei  länger  als  drei  Monate  währender  ununterbrochener 
Unterstützung  kann  der  Unterstützte  der  Armenpflege  über- 
geben werden. 

5.  Personen,  welche  nicht  unterstützungswohnsitzberechtigt  sind 
erhalten  nur  dann  aus  dem  Hilfsfonds  Mittel,  wenn  die  unter- 
stützungsverpflichtete  Gremeinde  einen  entsprechenden  Arbeits-^ 
losenhilfsfonds  besitzt  und  aus  diesem  den  gezahlten  Betrag 
zurückerstattet." 

Hirschberg  will  dann  (S.  28/30)  die  Berufsgenossenschaften  mit 
Beiträgen  zu  diesem  Hilfsfonds  heranziehen,  und  unter  diesen  besonders^ 
die  Baugewerkberuf sgenossenschaft,  da  ja  die  Frage  der  Arbeitslosigkeit 
ganz  überwiegend  eine  Frage  der  winterlichen  Arbeitslosigkeit,  und  diese^ 
eine  Frage  der  arbeitslosen  Bauarbeiter  sei.  Er  will  aber  (S.  31)  nicht 
die  Armenpflege  als  Arbeitslosenversicherung  einsetzen,  sondern  im 
Gegenteil  ihr  ihre  Opfer  entreißen,  um  sie  einer  gesonderten  Arbeits- 
losenfürsorge zuzuführen.  Eine  wesentlich  größere  Belastung  der  Armen- 
pflege, als  bisher  durch  die  Arbeitslosen  schon  geschieht,  glaubt  er  nicht 
befürchten  zu  müssen,  da  ja  das  Angehn  der  Armenverwaltung  die  Vor- 
bedingung der  Uberweisung  an  den  Hilfsfonds  sei.  Zum  Schluß  wirft 
er  die  Frage  auf,  ob  die  Notstandsarbeiten  zweckmäßig  sind  oder  ob  sie^ 
wegen  der  außerordentlich  großen  Kosten,  die  sie  teilweise  verursachen, 
zu  Mißständen  führen,  wie  dies  in  der  Geschichte  derartiger  Unter- 
nehmungen nicht  ohne  traurige  Beispiele  sei. 

Uber  den  letzten  Punkt  ist  schon  an  anderer  Stelle  geredet.  Di& 
übrigen  Ausführungen  Hirschbergs  enthalten  aber  manches  Neue  und 
WertvoUe,  was  auf  den  ersten  Blick  bestechend  erscheint,  sodaß  man 
daran  denken  könnte,  seinen  Plan  in  der  einen  oder  andern  Stadt  zu 
verwirklichen,  weil  ja  die  staatliche  Regelung  der  Arbeitslosenfürsorge 
noch  in  weitester  Ferne  liegt.    Es  ist  da  nun  von  sehr  großem  Interesse, 
daß  sich  eine  annähernde  Verwirklichung   dieses  Vorschlages  in  der 
Arbeitslosenfürsorge  des  Kantons  Basel-Stadt  findet,  über  deren  Ent- 
wicklung anläßlich  der  Weltausstellung  in  Mailand  1906  und  der  Er- 
öffnung des  Simplon-Tunnels  eine  Denkschrift  ^)  erschienen  ist.  Diese 
Denkschrift   soll  deshalb  im  folgenden  etwas   eingehender  behandelt 
werden;  dies  empfiehlt  sich  aber  auch  noch  darum,  weil,  wie  auch  das 
Reichs arbeitsblatt  2)  hervorhebt,  die  Hauptergebnisse  von  allgemeinem 

1)  „Denkschrift  über  die  Entwicklung  der  staatlichen  Arbeitslosenfürsorge  im 
Kanton  Basel-Stadt".  Im  Auftrage  des  Regierungsrats  des  Kantons  B.-St.  verfaßt 
von  Dr.  F.  Mangold.    Basel  1906. 

2)  Heichsarbeitsblatt  1906,  Nr.  7,  S.  619. 
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Interesse  sind,  insofern  sie  erkennen  lassen,  mit  welchen  Schwierigkeiten 
die  Lösung  dieser  Frage  zu  kämpfen  hat,  und  weil  aus  den  Erfahrungen, 
welche  man  in  Basel  gemacht  hat,  für  Halle  sowie  überhaupt  für  jede 
Stadt  wichtige  Schlüsse  gezogen  werden  können. 

Nachdem  der  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die  Versicherung 
gegen  die  Folgen  der  Arbeitslosigkeit,  welcher  unter  Zugrundelegung 
eines  Grutachtens  von  Greorg  Adler  auf  der  G-rundlage  der  obligatorischen 
Versicherung  ausgearbeitet  war,  in  der  Volksabstimmung  vom  17./18.  Fe- 
hruar  1900  verworfen  war,  'begann  eine  Zeit  des  Experimentierens,  die 
h.eute  noch  nicht  zum  Abschluß  gebracht  ist.  Von  nachhaltiger  Be- 
deutung waren  vor  allem  die  Vorschläge,  die  WuUschleger,  der  Vor- 
steher des  Departements  des  Innern,  im  August  1902  in  einem  umfang- 
reichen Berichte  der  Begierüng  machte.  Er  trennte  die  Vorkehrungen 
in  solche  für  den  Winter  1902/03  und  in  solche  bleibender  Art.  Für 
den  kommenden  Winter  wurde  im  wesentlichen  die  Beibehaltung  der 
aufgestellten  Grundsätze  (Beschäftigung  und  Unterstützung  der  Arbeits- 
losen) verlangt.  Als  Vorkehrungen  bleibender  Art  wurde  das  gründliche 
Studium  der  Maßnahmen  zur  Verhütung  der  Arbeitslosigkeit  und  der 
Maßnahmen  zur  Linderung  der  Folgen  der  Arbeitslosigkeit  bezeichnet. 
Die  Verhütung  der  Arbeitslosigkeit  könne  geschehen  durch  Beschaffung 
von  Arbeit  (Notstandsarbeiten),  Verschiebung  von  Arbeit  vom  Sommer 
auf  den  Winter,  Verbesserung  der  Arbeitsvermittlung  usw.  Die  Folgen 
könnten  gelindert  werden  durch  Arbeitslosenversicherung  und  Arbeits- 
losenunterstützung (Anlegung  und  Speisung  eines  Unterstützungsfonds). 
Alle  diese  Anregungen  sollten  durch  eine  21gliedrige,  vorläufig  auf  un- 
bestimmte Zeit  zu  wählende  Arbeitslosenkommission  geprüft  und  durch- 
geführt werden. 

Diesen  Vorschlägen  stimmte  der  Begierungsrat  in  allen  Punkten  zu. 
Die  gewählte  Arbeitslosenkommission  teilte  sich  in  drei  Subkommissionen. 
Die  erste  übernahrh  die  Einschreibung  der  Arbeitslosen,  die  Arbeitszu- 
iveisung  und  die  Unterstützung.  Die  zweite  beschäftigte  sich  mit  dem 
Studium  der  Arbeitslosenversicherung  und  -Unterstützung,  und  die  dritte 
mit  der  Frage  der  Arbeitsbeschaffung  und  -Vermittlung. 

Diese  Arbeitslosenkommission  ist  bis  1906  ständig  tätig  gewesen 
und  hat  verschiedene  Berichte  veröffentlicht.  1904/05  wurde  hervor- 
gehoben: „Als  wirksamstes  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit 
stellt  sich  die  Organisation  von  Notstandsarbeiten  vor.  Diese  ist  von 
den  zuständigen  Behörden  an  die  Hand  zu  nehmen.  Die  Notstands- 
arbeit ist  das  einzig  sichere  Mittel,  um  arbeitsscheue  Elemente,  die  sich 
regelmäßig  zu  den  Unterstützungen  herandrängen  und  die  ganze  Arbeits- 
losenfüi-sorge  in  Mißkredit  bringen,  zu  eliminieren.  Die  rechtschaffenen 
Arbeiter  bezeugen  uns  immer  wieder,  daß  ihnen  lieber  als  Unterstützung 
Arbeit  sei"      Die  Denkschrift  selbst  faßt  in  eingehender  Weise  die  Er- 


1)  A.  a.  0.,  S.  35. 
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falirungen,  die  man  in  der  Zeit  des  Experimentierens  1902—1906  ge- 
macht hat,  zusammen:  „Die  Hilfsaktionen  haben  zunächst  ergeben,  daß 
eine  regelmäßige  Arbeitslosenfürsorge  nach  der  geübten  Praxis  im  all- 
gemeinen die  Folgen  der  herrschenden  Arbeitslosigkeit  wohl  lindern  und 
mindern  und  das  Gemeinwesen  weiterer  Maßnahmen  entheben  könnte. 
Allein  damit  wäre  die  Arbeitslosenfürsorgefrage  für  Basel  noch  nicht 
gelöst.  Wohl  bietet  die  gegenwärtige  Praxis  gewisse  Vorteile,  der  Zahl 
nach  viele,  aber  es  stehen  ihnen  stärkere  Nachteile  gegenüber,  Nachteile, 
die  wohl  vom  Lumpenproletariat,  nicht  aber  von  einer  guten,  organi- 
sierten Arbeiterschaft  auf  die  Dauer  geduldet  werden  würden. 
Als  Vorteile  sind  zu  nennen  (gekürzt): 

1.  Die  in  allen  Teilen  erprobte  innere  und  äußere  Einrichtung 
und  Verwaltung  dieser  Fürsorgeart  mit  ihrem  einfachen 
Apparat. 

2.  Die  Arbeitszuweisungen  durch  die  öffentlichen  Verwaltungen 
und  die  Konzentration  aller  „Staatsarbeiten"  in  einem 
Bureau. 

3.  Die  großen  Unterstützungsbeträge,  die  die  Kommission  ver- 
abfolgen kann  und  deren  Wert  denjenigen  einer  allfälligen 
Unterstützung  einer  Arbeitslosenversicherungskasse  um  ein 
Vielfaches  übersteigen  kann. 

4.  Der  Umstand,  daß  die  Unterstützungen  nicht  als  Almosen 
betrachtet  und  von  entehrenden  Folgen  für  die  Bezüger  be- 
gleitet sind. 

5.  Die  Ausrichtung  der  Unterstützung  in  Grutscheinen  für  Natu- 
ralien und  nicht  in  Greld  an  die  Arbeitslosen;  ein  Vorteil  für 
jene  Familien,  deren  Ernährer  dem  Alkohol  frönen. 

Als  Nachteile  sind  folgende  aufzuführen: 

1.  In  gewisser  Beziehung  ist  und  bleibt  die  gegenwärtige  Arbeits- 
losenkommission eine  Armenunterstützungskommission. 

2.  Die  Regelmäßigkeit,  mit  der  alljährlich  die  Kommission  ihr 
Bureau  geöffnet  und  Unterstützungen  verabfolgt  hat,  verleitet 
viele,  sich  ganz  und  gar  auf  diese  Winterunterstützung  zu 
verlassen  und  in  keiner  Weise  für  die  Arbeitslosigkeit  selbst 
vorzusorgen. 

3.  Dem  ganzen  gegenwärtigen  Unterstützungsmodus  fehlt  jeg- 
liches erzieherische  Moment;  die  Tätigkeit  bot  den  intensiv 
mit  der  Sache  Beschäftigten  daher  auch  keine  Befriedigung. 

Alle  diese  Nachteile  lassen  nun  den  dringenden  Wunsch  laut 
werden,  diese  ungenügende,  wenn  auch  nur  vorübergehende  Form  der 
Fürsorge  möchte  bald  durch  eine  bessere  ersetzt  werden.  Aber  durch 
welche 

1)  A.  a.  0.,  S.  35. 
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Um  die  Beantwortung  dieser  Frage  zu  erleichtern,  untersucht  die 
Denkschrift  das  durch  die  Einschreibung  gewonnene  statistische  Material 
nach  verschiedenen  Richtungen,  nämlich  Dauer  der  Arbeitslosigkeit, 
Häufigkeit  der  Einschreibung  und  soziale  und  persönliche  Verhältnisse 
der  Arbeitslosen.  Auf  Grrund  dieser  Untersuchungen  y kommt  sie  zu  dem 
/  Schluß,  daß  die  Fürsorge  auf  dem  Wege  der  Versicherung  gesucht 

werden  müsse,  da  die  bisher  geübte  Praxis  die  Leute  korrumpiere.  Diese 
Versicherung  sei  möglichst  nach  dem  Risiko,  nach  der  Grefahr  des 
Arbeitsloswerdens  einzurichten,  also  auf  gewerkschaftlichem  Wege  durch- 
zuführen. Nun  habe  sich  aber  gezeigt,  daß  der  größte  Teil  der  Arbeits- 
losen der  Organisation,  d.  h.  dessen  entbehre,  was  die  Versicherung  hätte 
wesentlich  erleichtern  helfen.  Wenn  ja  auch  für  diese  wenigstens  der 
Anschluß  an  eine  verschiedene  Berufsarten  umfassende  Kasse  übrig 
bleibe,  so  sei  doch  zu  bedenken,  daß  eine  solche  Kasse  vor  allem  Bei- 
träge verlange,  die  die  meisten  Arbeiter  nicht  leisten  könnten  und  wollten. 
Ein  Erfolg  wäre  vielleicht  zu  erhoffen,  wenn  der  Arbeitgeber  die  Quote 
vom  Lohne  abziehen  würde,  unter  andern  Umständen  wohl  nicht.  Erst 
müsse  die  Organisation  unter  der  Arbeiterschaft  Basels  eine  andere  ge- 
worden sein.  Aber  so  lange  dürfe  die  Versicherungsfrage  nicht  ruhen, 
denn  unter  den  Arbeitslosen  befänden  sich  doch  noch  viele,  die  organisiert 
seien,  die  nicht  vorbestraft,  keine  Bettler,  keine  Trunkenbolde  und  Blau- 
macher seien.  Für  diese  müsse  in  erster  Linie  gesorgt  werden.  Und 
für  die  andern,  die  sich  nicht  entschließen  könnten,  einer  Versicherungs- 
kasse beizutreten  und  die  man  nicht  ihrem  Schicksal  überlassen  könne, 
da  sie  Frau  und  Kinder  hätten  und  in  ihrer  Masse  eine  ständige  Ge- 
fahr für  das  Oemeinwesen  bildeten,  werde  in  erster  Linie  die  Armen- 
pflege und  die  Heimatgemeinde  sorgen  müssen ;  in  den  schlimmen  Fällen 
aber  werde  man,  wenn  man  das  Übel  gründlich  bekämpfen  wolle,  zur 
Versorgung  oder  Ausweisung  die  Zuflucht  nehmen  müssen.  „Ob  es  so 
geht  und  wie  es  geht,  darüber  muß  nun  die  Arbeitslosenkommission  dem- 
nächst entscheiden."  1) 

Zunächst  ist  hier  hinzuweisen  auf  die  auffallend  umfangreiche 
Fürsorge,  welche  den  Arbeitslosen  in  einer  Stadt  zuteil  geworden  ist? 
die  ungefähr  die  Hälfte  der  Einwohnerzahl  von  Halle  hat,  und  darauf, 
daß  diese  Fürsorge  nicht  nur  auf  die  staatlichen  Maßnahmen  beschränkt 
ist,  sondern  auch  durch  die  private  Wohltätigkeit  außerordentlich  unter- 
stützt wird .  Es  ist  dies  wohl  darauf  zurückzuf ühren^,  daß  die  Schweizer 
Bevölkerung  im  allgemeinen  der  Lösung  dieses  Problems  sehr  viel  Sorg- 
falt widmet,  wie  auch  das  bekannte  Vorgehen  anderer  Städte,  wie  St. 
Grallen,  BerA,  Zürich,  zeigt. 

Sodann  aber  geht  aus  der  Denkschrift  hervor,  daß  die  wesent- 
lichsten Punkte  des  Vorschlags  Hirschbergs  in  der  Arbeitslosenfürsorge 
Basels  verwirklicht  sind,  nämlich  Schaffung  eines  besonderen  Arbeits- 


1)  A.  a.  O.,  S.  50. 
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losenliilfsfonds  und  Trennung  der  Arbeitslosenmiterstützung  von  der 
Armenpflege.  Ein  Unterschied  besteht  nur  insofern,  als  in  Basel  dieser 
Fonds  durch  die  Grabensammlungen  unterstützt  wird,  während  Hirsch- 
berg die  Berufsgenossenschaf'ten  zu  Beiträgen  heranziehen  will.  Aber 
•diese]'  Unterschied  würde  auch  nicht  die  Nachteile  verhindern,  die  sich 
in  Basel  gezeigt  haben  und  die  von  so  enormer  Bedeutung  sind  und 
die  Vorteile  erheblich  überwiegen.  Auf  Grrund  dieser  Erfahrungen  muß 
man  also  zu  dem  Urteil  kommen,  daß  sich  die  Art  der  Arbeitslosenfür- 
sorge, wie  sie  Hirschberg  plante,  in  der  Praxis  nicht  bewähren  würde 
und  ihre  Verwirklichung  sich  nicht  empfiehlt.  — 

Dagegen  verdienen  allgemeine  Beachtung  die  Vorschläge,  welche 
in  einer  Denkschrift  gemacht  sind,  die  in  Mannheim  im  Winter  1900/01 
von  einer  Kommission,  bestehend  aus  Vertretern  der  dortigen  freien  Ge- 
w^erkschaften,  Gre  werk  vereine  und  christlichen  Gewerkschaften  unter 
Leitung  des  Arbeitersekretariats  abgefaßt  und  dem  Stadtrat  unterbreitet 
ist.    Es  werden  dort  als  fürsorgliche  Maßnahmen  angeregt: 

1.  „Einrichtung  weiterer  Volksküchen,  zunächst  von  Wärme-  und 
Speisehallen,  sowie  genügender  Räumlichkeiten  für  Wohnungs- 
lose. 

2.  Beschaffung  von  Kohlen,  Kartoffeln,  Brot  und  dergl.,  sowie 
notwendiger  Kleidungsstücke  durch  die  Stadt  und  Abgabe  an 
Unbemittelte  zum  Selbstkostenpreise. 

3.  Soweit  Bezahlung  hierfür  nicht  zu  erlangen  oder  die  Ge- 
währung von  Geldunterstützung  an  Arbeitslose  erforderlich 
ist,  sollen  diese  nicht  als  Armenunterstützung  angesehen, 
sondern  in  einem  besonderen  Konto  als  Notstandsunterstützung 
verrechnet  werden.  Mindestens  sollen  diese  als  Vorschuß  ge- 
währt und  erst  nach  Ablauf  eines  Jahres  als  Armenunterstütung 
angesehen  werden'' 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Vorschläge  ad  2)  und  3)  sehr  viel 
für  sich  haben.  Die  Unterstützung  wird  danach  zunächst  als  unver- 
zinsliches Darlehn  gewährt  und  erst,  wenn  die  Zurückzahlung  nach  Ab- 
lauf eines  Jahres  nicht  geschieht,  als  Armenunterstützung  angesehen. 
Die  Arbeitslosen  bleiben  dadurch  vor  den  Folgen  der  Armenunterstützung 
bewahrt,  der  Stadt  selbst  aber  entstehen  keine  Mehrkosten,  wenn  bei 
Gewährung  der  Unterstützung  die  nötige  Vorsicht  beobachtet  wird,  es 
werden  sich  vielmehr  durch  Zurückzahlung  dieser  Summen  die  Aus- 
gaben der  Armen  Verwaltung  vermindern. 

1)  Jastrow :  „Sozialpolitik  und  Verwaltungswissenscliaft"  I,  S.  246. 
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Anmerkung:  Mit  Grenehmigung  der  hohen  philosophischen  Fakultät 
ist  der  Druck  der  Dissertation  auf  das  Vorstehende  be- 
schränkt. Die  ganze  Abhandlung  erscheint  im  Verlag 
von  Greb a  uer- S  ch  wetschke,  Halle  a.  S.  = 


Lebenslauf. 


Am  '22.  Juli  1880  wurde  icli,  Otto  Meyer,  evangelischer  Konfession, 
als  Solln  des  Hauptlelirers  Gr.  Meyer  zu  Abbenrode  a.  H.  geboren.  Meine 
erste  Schulbildung  erhielt  ich  in  einer  Privatschule  meines  Heimatortes. 
Dann  besuchte  ich  das  Gymnasium  zu  "Wernigerode  und  von  Mich.  1895 
an  die  Lateinische  Hauptschule  der  Franckeschen  Stiftungen  zu  Halle  a.  S., 
wo  ich  Mich.  1890  die  Eeifeprüfvmg  bestand.  Auf  den  Universitäten 
Leipzig,  Marburg  und  Halle  widmete  ich  mich  dem  Studium  der  Rechts- 
und Staatswissenschaften.  Das  examen  rigorosum  bestand  ich  in  Halle 
am  23.  Februar  1907. 

Meine  akademischen  Lehrer  waren  in 

Leipzig:  Bücher,  Eulenburg,  Pohle,  Stieda,  Studniczka. 
Marburg:  Andre,  Enneccerus,  Kühnemann,  Lehmann,  Leonhard, 

Merkel,  Meyer,  Rathgen,  Westerkamp. 
Halle:  v.  Brünneck,  Conrad,  Endemann,  Finger,  Frank,  Hesse, 
Lastig,    Liepmann,    Loening,    Rehme,    Schwartz,  ScliAvarz, 
Stammler,  Stein,  Vaihinger,  Waentig. 
Ihnen  allen,  besonders  aber  Herrn  Geheimrat  Prof.  Dr.  J.  Conrad 
und  Herrn  Privatdozent  Dr.  A.  Hesse,  Direktor  des  Statistischen  Amts  zu 
Halle  a.  S.,  welche  mich  bei  der  Anfertigung  der  vorstehenden  Arbeit 
stets  in  liebenswürdigster  W^eise  unterstützten,  sage  ich  an  dieser  Stelle 
meinen  herzlichen  Dank. 


